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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Après l'acceptation par le Conseil des Etats du Protocole additionnel à la Charte
européenne de l'autonomie locale lors de la session d'hiver 2016, le Conseil National
s'est emparé de cet objet proposé par le Conseil Fédéral. La députée Claudia Friedl (ps,
SG), parlant au nom de la commission de politique extérieure CPE, développe les
mêmes arguments mobilisés au sein de la chambre haute par les partisans de la
ratification, à savoir que ce protocole additionnel aurait plus un impact sur la politique
extérieure plutôt que sur la politique intérieure, du fait des pratiques déjà en œuvre
dans les communes suisses. Claude Béglé (pdc, VD) précise que le Conseil fédéral
n'avait pas fait de la ratification de ce protocole additionnel une priorité, mais qu'il est
revenu dessus après qu'une motion (14.3674) déposée par Thomas Minder
(indèpendant, SH) demande à celui-ci de le signer. Yves Nidegger (udc, GE) quant à lui
considère que la ratification de ce protocole pourrait conduire à terme à inclure les
personnes étrangères au corps électoral au niveau communal. Simonetta Sommaruga
rappelle quant à elle le soutien de l'Union des Villes Suisses, de l'Association des
Communes Suisses ainsi que d'une majorité des cantons par le biais du Conseil des
Etats. En outre, et conformément à l'article 54 de la Constitution fédérale, la
Confédération est tenue de promouvoir la démocratie directe dans le cadre de sa
politique extérieure. La ratification de ce protocole additionnel à la Charte européenne
de l'autonomie locale est un moyen, selon la conseillère fédérale, de remplir cette
tâche, en plus d'envoyer un signal fort aux pays voisins pour la démocratie. 
Le Conseil national, contre la minorité Nidegger, accepte de rentrer dans un premier
temps en matière et adopte par 105 voix contre 66 et 6 abstentions l'arrêté
fédéral portant approbation du Protocole additionnel à la Charte européenne de
l'autonomie locale sur le droit de participer aux affaires des collectivités locales.
En vote final, l'arrêté fédéral est accepté par 114 voix contre 81 et 2 abstentions au
Conseil national et par 38 voix favorables contre 7 et 0 abstentions au Conseil des
Etats. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2017
KAREL ZIEHLI

Jahresrückblick 2020: Politische Grundfragen

Viele der in den Medien diskutierten politischen Grundfragen waren 2020
gesellschaftlicher, historischer und auch prospektiver Natur; politische Geschäfte zu
diesem Thema wurden in den Räten keine behandelt. Grossen Einfluss auf die Themen,
vor allem in der ersten Jahreshälfte, hatte wie auch andernorts die Corona-Pandemie.

So beeinflusste das Coronavirus den nationalen Zusammenhalt und die Stimmungslage
in der Bevölkerung. Während der Corona-bedingten ausserordentlichen Lage im
Frühling stellte die Schweizer Bevölkerung ihre Hilfsbereitschaft unter Beweis, wie die
Medien während dem Lockdown ausgiebig berichteten: Viele Schweizerinnen und
Schweizer erlebten demnach von ihren Mitmenschen eine Welle der Solidarität. Der
Lockdown führte anfänglich aber auch vermehrt zu Angst in der Bevölkerung vor dem
Virus, da die einschneidenden Massnahmen dieses greifbar machten und eine
psychische Belastung darstellten, wie die Presse und eine Umfrage des LINK-Instituts
festhielten. Die Pandemie machte auch bestehende politische und kulturelle
Differenzen sichtbar: Die normalerweise als Röstigraben bekannte Sprachgrenze
verkam 2020 zum Coronagraben. Die Bezeichnung war den ungleich höheren
Infektionszahlen in den lateinischsprachigen Kantonen geschuldet, begründet etwa mit
deren geographischer Nähe zu den stärker von der Pandemie betroffenen Ländern
Italien und Frankreich.
Ferner wurde in der Presse darüber gemutmasst, inwiefern die Coronakrise die Welt
und insbesondere die Schweiz nachhaltig beeinflussen wird, und Kritik an den zur
Bekämpfung der Pandemie getroffenen Massnahmen geäussert: So nahm etwa
Schriftsteller und Literaturpreisträger Lukas Bärfuss mittels eines Essays im Sonntags-
Blick mehrmals zur Coronakrise Stellung. 
Zu reden gab schliesslich auch die Frage, wie ein Nationalfeiertag in Zeiten von Corona
gebührend abgehalten werden könne. Vielerorts konnte der Feiertag nicht oder
aufgrund der geltenden Massnahmen zur Eindämmung der Pandemie nur unter

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Einschränkungen begangen werden. Auch die Feier auf dem Rütli fand unter speziellen
Umständen statt: Unter Ausschluss der Öffentlichkeit und nur vor geladenen Gästen
hielt Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga ihre Erste-August-Rede.

Natürlich tat sich auch Abseits von Corona einiges: Mit 2020 brach ein neues Jahrzehnt
an und das bot Anlass, auf die vergangene Dekade zurückzublicken. Die Sonntagszeitung
publizierte gleich zu Jahresbeginn eine Retrospektive, welche die gesellschaftlichen
und technischen Errungenschaften der 2010er-Jahre thematisierte. In einigen
Zeitungen versuchte man derweil, unter Beizug von Zukunftsforschern auch das neue
Jahrzehnt zu deuten und mögliche Entwicklungen vorauszuahnen. Thematisch
dominierten der Klimawandel, geopolitische Einschätzungen und allerlei technologische
Entwicklungen diese Einschätzungen.

Zur Gedenkfeier der sich zum 75. Mal jährenden Befreiung des Konzentrationslagers
Auschwitz am 27. Januar 1945 reiste Bundespräsidentin Sommaruga nach Polen und
legte einen Kranz für die Opfer des Lagers nieder. Ein Buch arbeitete das Schicksal der
in den Konzentrationslagern getöteten Schweizerinnen und Schweizer auf, ferner
forderte die ASO eine Gedenkstätte für ebendiese ermordeten Schweizerinnen und
Schweizer. Des Weiteren jährte sich in den Jahren 2019 respektive 2020 der Beginn des
Zweiten Weltkriegs zum 80. und das Ende des Krieges zum 75. Mal. Ausgesprochen
häufig wurde in den Medien in der Folge über die unzähligen Aspekte des Krieges und
dessen Auswirkungen auf die Schweiz berichtet.

Das Image der Schweiz im Ausland untersuchte die dafür zuständige Stelle des Bundes
«Präsenz Schweiz». Dieses sei für das Untersuchungsjahr 2019 «gut und stabil
gewesen», wie im Februar 2020 bekannt gegeben wurde. Thematisch hatten etwa der
Frauenstreik, die Europapolitik oder die Gletscherschmelze besonders grosse
Strahlkraft in ausländischen Medien, wenn diese über die Schweiz berichteten. 
Nachdem der Bund im Zuge der letztjährigen Spendenaffäre im Zusammenhang mit
dem Expo-Pavillon an der Weltausstellung 2020 in Dubai in die Kritik geraten war, hatte
das EDA laut Medienberichten Mühe, die fehlenden Gelder für die Ausstellung
zusammenzutragen. Am 29. Mai teilte dann das BIE mit, die Ausstellung in Dubai werde
wegen der Corona-Pandemie verschoben und neu vom 31. Oktober 2021 bis 31. März
2022 stattfinden. Damit bleibt dem Bund noch etwas Zeit, die nötige Finanzierung
sicherzustellen.
Nicht im Rahmen der Welt-, sondern der nächsten Landesausstellung schritten
verschiedene Projekte weiter voran. Besonders das Projekt «Svizra27» nahm Fahrt auf
und konnte prominente Unterstützung durch Doris Leuthard und Bertrand Piccard
gewinnen. Im Sommer lancierte die «Svizra27» einen Ideenwettbewerb, damit die
Bevölkerung die Expo mitgestalten kann. Mit der «Muntagna» wurde 2020 zudem ein
weiteres Projekt lanciert. Das unterdessen vierte laufende Expo-Projekte beabsichtigt
eine Landesausstellung, welche sich des Alpenraums annimmt.

Auch 2020 war die Schweiz Bestandteil mehrerer Ländervergleiche- und Studien: So
hielt der jährlich verfasste Global Wealth Report der Credit Suisse Ende Oktober fest,
dass die Schweiz wie bereits in den Vorgängerjahren auch 2020 und trotz Corona das
wohlhabendste Land der Welt war respektive dass Schweizerinnen und Schweizer,
gemessen in US-Dollar, weltweit über die höchsten Vermögen verfügten. Langfristige
Auswirkungen der Pandemie konnten in der Studie aber noch nicht ermittelt werden.
Im ebenfalls jährlich erscheinenden World Happiness Report belegte die Schweiz im
März den dritten Platz, nachdem sie letztes Jahr auf den sechsten Platz abgerutscht
war. Die Studie bezog sich auf den Untersuchungszeitraum 2019, die Corona-Pandemie
wurde somit nicht miteinbezogen – anders als in dem am 19. November erschienenen
Sorgenbarometer der Credit Suisse, worin anhand von Daten des Umfrageinstituts
gfs.bern die Sorgen der Schweizer Bevölkerung eruiert wurden. Die Corona-Pandemie
und deren Folgen stellten wenig überraschend die Hauptsorge der Schweizerinnen und
Schweizer dar, gefolgt von der Finanzierung der Altersvorsorge und von der
Arbeitslosigkeit – Sorgen, die wiederum durch die Pandemie bedingt noch verstärkt
wurden.

Zu Jahresbeginn lag der Anteil der erfassten Zeitungsberichte zum Thema «Politische
Grundfragen» gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten
Zeitungsberichte bei 2.5 Prozent und erreichte kurz vor dem 1. August mit gut 3 Prozent
seinen Höchststand, ehe er bis Ende Jahr auf unter 1 Prozent fiel. Der durchschnittliche
Jahresgesamtanteil von etwas über 1.6 Prozent entspricht in etwa jenem der Vorjahre,
was trotz der speziellen Corona-Situation im Vergleich zu den drei Vorjahren auf eine
gleichbleibende Bedeutung der politischen Grundfragen in Gesellschaft und Politik
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hindeutet. 2

Nationale Identität

In einer im Januar 2015 veröffentlichten Untersuchung trug die liberale Denkfabrik
"Avenir Suisse" die Probleme des Milizsystems zusammen und machte Vorschläge zur
Überwindung der Krise, in welcher die Idee des ehrenamtlichen politischen
Engagements als bedeutendes Element des politischen Systems der Schweiz stecke. Die
Idee, dass politische Ämter nebenberuflich ausgeübt werden, verkomme zu einer
Fiktion. Vielmehr nehme die Anzahl Berufspolitiker und Berufspolitikerinnen nicht nur
im nationalen Parlament laufend zu. War früher ein politisches Amt wichtiges
Sprungbrett für eine wirtschaftliche Karriere, werde es heute eher als Zeitvergeudung
betrachtet. Eine Mehrheit der Gemeinden bekundete schliesslich grosse Mühe, ihre
politischen Ämter zu besetzen. Als mögliche Lösung dieser Probleme schlug Avenir
Suisse einen obligatorischen Bürgerdienst vor: Alle Bürgerinnen und Bürger zwischen
20 und 70 Jahren müssten 200 Diensttage zu Gunsten der Allgemeinheit leisten. Dazu
zählten militärische Dienstleistungen, Einsätze in der Feuerwehr und im Sozialwesen,
aber eben auch die nebenamtliche politische Betätigung. Mit dem Pflichtdienst
könnten die Vorteile des Milizsystems erhalten werden – insbesondere die
Verhinderung einer Zweiteilung in abgehobene politische Elite und passive
Bevölkerung, von Avenir Suisse als "Zuschauerdemokratie" bezeichnet. Die Milizidee sei
nach wie vor positiv besetzt, aber individuelles Engagement lasse sich ohne Zwang nicht
mehr fördern. 
Andere Schlüsse zog eine Untersuchung der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau
durch das Zentrum für Demokratie in Aarau. Zwar zeigten sich auch im Kanton Aargau
Schwierigkeiten hinsichtlich der Rekrutierung von Exekutivmitgliedern, allerdings treffe
dies für grössere Gemeinden in geringerem Umfang zu. Im Gegenteil zu Avenir Suisse
empfiehlt die Aarauer Studie, die Idee der unbezahlten Ehrenamtlichkeit aufzugeben,
die Exekutivämter stärker zu professionalisieren und sie auf strategische Aufgaben zu
konzentrieren. Operative Aufgaben sollten hingegen einem Geschäftsführer überlassen
werden. Unbezahlte Fronarbeit, die zudem auf Kosten einer beruflichen Karriere gehe,
befriedige niemanden. Im Gegenteil führe das Festhalten am unbezahlten Milizprinzip
eher zu Misstrauen gegenüber Milizpolitikerinnen und Milizpolitikern, wenn diese mehr
Entlohnung forderten oder wenn sich nur noch zu einem Amt überredete Rentner zur
Verfügung stellten. Empfohlen wird von den Aarauer Forschenden auch, dass Milizämter
in Kombination mit Weiterbildungsmöglichkeiten stärker als berufliche Qualifikation
und persönliche Entwicklung genutzt werden können. Unabdingbar – so weitere
kritische Stimmen zum Beitrag von Avenir Suisse – sei auch ein Ende der
Verunglimpfung von Politikerinnen und Politikern als "classe politique". 
Mitte Juni trugen auch der Arbeitgeberverband und Economiesuisse mit einem Appell
zugunsten des Milizprinzips zur Diskussion bei. Der Rückzug der Wirtschaft aus der
Politik sei keine gute Entwicklung – so der Präsident von Economiesuisse, Heinz Karrer.
Das Bewusstsein für die Bedeutung des Milizprinzips als mögliche Brücke zwischen
Politik und Wirtschaft müsse wieder geschärft werden. Der Appell wurde von rund 200
Unternehmen unterstützt, die ihre Kader und Mitarbeitenden ermuntern wollen, sich
vermehrt politisch zu engagieren. Flexible Arbeitszeitmodelle, zusätzliche Ferientage
oder administrativer Support seien Hilfsmittel, die dazu eingesetzt werden könnten.
Ein Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD), das die Möglichkeit von steuerlichen
Erleichterungen für Arbeit im öffentlichen Dienst prüfen will – Grin hebt explizit die
Arbeit in kommunalen Exekutiven hervor –, wurde im Nationalrat noch nicht diskutiert.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2015
MARC BÜHLMANN

Gleich mehrere Medien berichteten in diesem Jahr über die politischen Gräben der
Schweiz. So widmete die NZZ dem Stadt-Land-Graben eine eigene Serie, aber auch von
einer «Wiedergeburt des Röstigrabens» war die Rede: Weil angeblich nur ein Drittel
der Deutschschweizer jährlich in die Romandie reisen, wird in einem Kommentar in der
Aargauer Zeitung, wenn auch nicht ganz ohne Ironie, mit der Überlegung gespielt, ob
die deutschschweizerische Bevölkerung die Küste Thailands besser kenne als die Riviera
des Lac Léman. Mit zunehmender zeitlicher Distanz zur EWR-Abstimmung, so die
Aargauer Zeitung weiter, schien sich der Röstigraben zwar zu verkleinern, vergangene
Abstimmungen wie die Initiative gegen Masseneinwanderung hätten jedoch gezeigt,
dass die Deutschschweizer und die Romands etwa in Migrationsfragen weiterhin
unterschiedlicher Ansicht seien. 
Einen allgemeineren Blick auf die unterschiedlichen politischen Einstellungen der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Einwohnerinnen und Einwohner der Deutschschweiz und der Romandie warf die NZZ.
Dass die Linke in der Romandie insgesamt stärker sei, habe damit zu tun, dass dort der
Anti-Kommunismus während dem Kalten Krieg weniger stark ausgeprägt gewesen sei,
erklärte sie. Auch seien in der Deutschschweiz der Nationalmythos um Wilhelm Tell und
die Legende der Eidgenossenschaft wegen ihres direkten Bezugs zur Region populärer
und könnten von Parteien wie der SVP eher als Politikum aufgegriffen werden. 
Auch der Stadt-Land-Graben wurde in den Medien thematisiert. Die NZZ erachtete es
als nicht verwunderlich, dass die Deutschschweizer Städte fast durchgehend rot-grüne
Regierungen aufwiesen, während die SVP in den Kantonsparlamenten besonders stark
vertreten sei. Denn die SVP, so die NZZ weiter, politisiere am urbanen Lifestyle vorbei,
während die SP mit ihrem Programm zu wenig Rücksicht auf die ländliche Bevölkerung
nehme. Auch fehlten heute vermehrt die Brückenbauer zwischen den Regionen. Ein
Grund für das Erstarken der rot-grünen Politik in den Städten sei beispielsweise die
Bewältigung der dortigen Verkehrs-, Drogen- und Wohnungsprobleme respektive das
diesbezügliche Scheitern der bürgerlichen Parteien in den 1990er-Jahren. Hinzu kämen
laut Daniel Kübler, Professor für Demokratieforschung, heute ausgeprägt städtisch-
linke Themen wie die externe Kinderbetreuung in Kindertagesstätten, welche wie auch
der Umweltschutz oder die Sozialpolitik auf dem Land eher weniger stark gewichtet
würden. Ebenfalls ein heisses Thema im Spannungsfeld zwischen Stadt und Land war in
den Medien die Zuwanderung: In Städten, hielt die NZZ fest, sei man demnach dem
«Fremden» gegenüber weniger misstrauisch eingestellt als auf dem Land, da in urbanen
Regionen durch engeren Kontakt mit Migranten Vorurteile oder Ängste eher abgebaut
werden können.
Betrachte man die Stadt-Land-Gräben schweizweit im Vergleich zwischen den
Sprachregionen, seien gemäss NZZ zwischen städtischen und ländlichen Gebieten in
der Romandie weniger frappante Unterschiede auszumachen als in der
Deutschschweiz. Zurückzuführen sei dies beispielsweise auf den industriellen
Charakter des Jurabogens, wo die ländliche Infrastruktur bereits früh städtisch geprägt
worden sei und Gewerkschaften mehr Einfluss erlangten als in der Deutschschweiz.
Kleiner als in der Romandie und dem Tessin, führte der Professor für
Politikwissenschaft Markus Freitag in der NZZ aus, sei hingegen die Stadt-Land-Kluft in
der Deutschschweiz in Bezug auf das Vertrauen in föderale Institutionen. Dieses sei
allgemein im deutschsprachigen Raum durchgehend höher als in der lateinischen
Schweiz, wo man wie etwa im Tessin dem Bundesrat eher misstraue oder ihm eher mit
Unbehagen begegne.

Sorge bereiteten die verschiedenen Gräben etwa dem SP-Präsidenten Christian Levrat
(sp, FR), welcher in einem Interview in der NZZ zu Protokoll gab, dass die Spaltungen
keine positive Entwicklung seien, da sich die geografischen Unterschiede auch politisch
äusserten und schlecht für den Zusammenhalt des Landes seien. Auch im Tagesanzeiger
war man der Meinung, für die Schweiz werde es ungemütlich, wenn dieser Trend
anhalte. Etwas weniger dramatisch sah die Situation derweil Markus Freitag in der NZZ:
Zumindest auf den Stadt-Land-Graben bezogen fielen nämlich die Unterschiede
weniger frappant aus, wenn die Agglomeration, wo vorwiegend bürgerlich-liberale
Politik gemacht werde, als separate Region berücksichtigt werde. Zwar bleibe die Stadt
rot-grün und das Land konservativ, Wertekonflikte schwächten sich aber eher ab, da
die politischen Meinungsgrenzen durch diese zusätzliche Abstufung fliessender
verliefen. Wie bereits 2012 vom BFS festgehalten worden war, lebten nämlich
unterdessen fast drei Viertel der Bevölkerung in einem Agglomerationsgebiet. 4

Im September 2019 erschien im Magazin «Bon pour la tête» ein Artikel des Waadtländer
Journalisten Jacques Pilet mit dem Titel «Romands, vous n'existez plus!». Anlass dazu
waren unter anderem ein Interview im «Blick» mit dem Headhunter Werner Raschle zu
Beginn des Monats und eine etwas unsensible Aussage des neuen Armeechefs Thomas
Süssli an seiner ersten Pressekonferenz. Süssli hatte gegenüber den Medien verkündet,
dass er aufgrund mangelnder Französischkenntnisse Fragen nur auf Deutsch
beantworten werde. Derweil antwortete Raschle, vom «Blick» gefragt, welche
Qualifikationen der neue SBB-Chef – von einer Frau war nicht die Rede – mit sich
bringen müsse, dass Deutsch- und Englischkenntnisse ein Muss seien, denn der neue
CEO müsse das Parlament überzeugen und mit der Bevölkerung kommunizieren
können. Die Landessprache Französisch und damit die zweitgrösste
Bevölkerungsgruppe der Schweiz blieben bei der Vergabe wichtiger und repräsentativer
Ämter also gleich zwei Mal aussen vor.
«Enfin quelqu’un qui ose le dire ouvertement alors que tant d’Alémaniques le pensent
discrètement», meinte Pilet in seinem Artikel, welcher später in übersetzter Form als
Gastkommentar zum Interview mit Raschle ebenfalls im «Blick» erschien. Die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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französische Sprache, so Pilet, sei in der Schweiz unnötig geworden. Diese «Verachtung
der mehrsprachigen Schweiz» empöre aber die Romands, denn die Westschweizer
Bevölkerung werde auf diese Weise exkludiert. Natürlich gebe es ebenso Frankophone
mit schlechten Deutschkenntnissen, auch habe Süssli versprochen, sein sprachliches
Manko zu beheben, doch würden sich Romands durch Sprachdifferenzen – im
Gegensatz zu den Deutschschweizerinnen und Deutschschweizern – ungleich weniger
amtliche Karrieremöglichkeiten bieten. Diese einsprachige Schweiz, resümierte Pilet,
sei aber nicht seine Schweiz, denn sie verrate «die schönsten Traditionen» des Landes
und werde verarmen.

Pilets Artikel löste in der Folge einige Reaktionen aus. So schrieb Peter Rothenbühler in
der Aargauer Zeitung in einem Kommentar dazu, dass die Westschweiz eigentlich
boome, sowohl wirtschaftlich als auch kulturell. Dies lasse sich nicht nur an der
Museumslandschaft oder «architektonische[n] Würfen von Weltrang» festmachen, auch
die westschweizer Universitäten und die insgesamt drei neuen Schweizer
Nobelpreisträger, welche allesamt aus der Romandie stammen, bestätigten dies – doch
gehe dies der Deutschschweiz «offenbar am verlängerten Rücken» vorbei. Im
Ständerat, so zitierte Rothenbühler die Parlamentarierin Geraldine Savary (sp, VD),
könne man zwar durchaus Französisch sprechen ohne missverstanden zu werden. Doch
das Problem der Sprachbarriere bestehe sogar im Bundeshaus: Im Nationalrat, so
Savary, würden Romands oft auf Deutsch wechseln, denn bei französischen Reden
werde unter den Deutschschweizern oft getuschelt, da nicht alle des Französischen
mächtig seien. Wie Rothenbühler ausserdem festhielt, habe man die sprachliche
Diskrepanz auch im Westschweizer Fernsehen diskutiert und sei zum Schluss
gekommen, dass Handlungsbedarf bestehe, weil die Schweiz sonst «sprachlich und
kulturell» auseinanderdriften könnte. 
Eine ähnliche Ansicht vertrat auch der Verein «Helvetia Latina», welcher sich für die
Förderung der Mehrsprachigkeit in den Bundesämtern und im Parlament einsetzt. Am
zweitletzten Sitzungstag der Herbstsession wurde der vom Verein organisierte «journée
du plurilinguisme» abgehalten, wie die Westschweizer Zeitung «Le Temps» mit Bezug
auf Pilets Artikel berichtete. An diesem Tag, so die Idee, werden die Rollen getauscht:
Deutsch wird zu einer «langue minoritaire», die lateinischen Sprachen zur «langues
majoritaires». Wie «Le Temps» festhielt, hatten Überprüfungen des Vereins nämlich
gezeigt, dass die in der Bundesverwaltung geltenden Quoten bezüglich der
Sprachenrepräsentation – Deutsch müsste von 70 Prozent, Französisch von 21-23
Prozent, Italienisch von 6-8.5 Prozent und Rätoromanisch von 1 Prozent der
Angestellten gesprochen werden – nicht immer eingehalten werden.
Die Bedeutung von funktionierender Kommunikation hatte derweil bereits ein im Juni
erschienener Artikel im Tages-Anzeiger nahegelegt: Anlässlich des 90. Geburtstags des
Philosophen Jürgen Habermas ging man dort der Frage nach, «was uns eigentlich
zusammenhält». Im Werke Habermas', so eine der Kernaussagen des Artikels, werde
ersichtlich, dass Kommunikation eines der Leitmotive einer funktionierenden
Demokratie sei. 5

Zu Jahresbeginn hat der SGV das Jahr 2019 zum «Jahr der Milizarbeit» erklärt, da
beinahe jede zweite Gemeinde «Mühe hat, Kandidaten für die Exekutivwahlen» zu
finden, wie der Blick berichtete. Ziel der Erklärung war in erster Linie, eine breite
Debatte anzustossen, wie SGV-Präsident Hannes Germann (svp, SH) festhielt. In
unterschiedlichen Beiträgen der Presse und auch der Forschung wurde in der Folge
über das Schweizer Milizsystem debattiert. Alt-Bundesrat Kaspar Villiger verdeutlichte
den Ernst der Lage in der NZZ, als er in einem Gastkommentar über die Milizarbeit den
Philologen Karl Schmid zitierte: Für die Schweiz sei die «Apolitie der das kulturelle und
wirtschaftliche Leben bestimmenden Schichten» eine «tödliche Gefahr». So sorgte die
Frage nach der Zukunft der Milizarbeit nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf
nationaler Ebene für Gesprächsstoff, wo eine zunehmende Professionalisierung des
Politikbetriebs dem Milizsystem zu schaden drohe.

Der SGV selbst hatte deshalb eine Reihe von Massnahmen geprüft, um auch jungen
Personen ein «politisches Amt  auf lokaler Ebene» schmackhaft zu machen. Diskutiert
wurde über die Einführung eines Erwerbsersatzes für Gemeinderätinnen und
Gemeinderäte, eine Anrechnung der geleisteten Arbeit als Wehrpflicht oder Zivildienst
sowie über die Möglichkeit, den Gemeinderatslohn von den Steuern abzuziehen – was
bisher nur in vereinzelten Kantonen möglich war. Seinem Anliegen Nachdruck verlieh
der Verband an der 1. August-Feier auf der Rütliwiese: Der SGV und der Schweizerische
Feuerwehrverband gestalteten 2019 die Feier mit, welche unter dem Motto «Milizarbeit
als Engagement für die Gesellschaft» abgehalten wurde. Germann betonte dort, dass
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die Milizarbeit zur DNA der Schweiz gehöre und präsentierte auch hier
Lösungsvorschläge, wie vermehrt Jugendliche für ein Engagement in der Politik
motiviert werden könnten: Als «Miliz-Influencer», so berichtete die Luzerner Zeitung,
sollen «junge, ehrenamtlich tätige Menschen [...] ihre Altersgenossen für freiwillige
Ämter mobilisieren».

Besorgt über den Zustand der Milizarbeit zeigte sich auch der Politologe Markus Freitag
von der Universität Bern: Gegenüber dem Sonntagsblick bezeichnete er im Juni den
registrierten Rückgang an Interessenten für Milizämter als «alarmierend», in derselben
Ausgabe der Zeitung warnte der Redaktor Danny Schlumpf gar vor einem
Zusammenbruch des Milizsystems.
2019 erschienen zudem die Studie «Milizarbeit in der Schweiz» von Markus Freitag,
Pirmin Bundi und Martina Flick Witzig von der Universität Bern, welche die
Herausforderungen und Chancen des Schweizer Milizsystems untersuchte. Befragt
wurden 1'800 Miliztätige aus 75 Schweizer Gemeinden mit 2'000 bis 30'000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Schweizweit seien ungefähr 100'000 Schweizerinnen
und Schweizer in einem Milizamt tätig, schätzte die Autorenschaft. Etwa 70'000 davon
seien in lokalen Kommissionen aktiv, 17'000 in Gemeindeparlamenten und 15'000 in der
Exekutive. In den Gemeindeexekutiven gemäss der Studie am besten vertreten war klar
die FDP (25%), gefolgt von der CVP (16%) und der SVP (15%). Die SP kam auf einen Anteil
von 13 Prozent, war aber in der Legislative die zweitstärkste Kraft. Der durchschnittliche
Miliztätige sei männlich – der Frauenanteil betrug in der Studie ungefähr einen Drittel –,
zwischen 40 und 64 Jahre alt, verfüge über einen hohen sozialen Status sowie über
einen tertiären Bildungsabschluss und sei in der Gemeinde gut vernetzt. Die grösste
Sorge der Miliztätigen hingegen sei es, stellten die Forschenden fest, nicht genügend
Zeit für die Ausübung ihrer Ämter zu finden, zudem erachteten sie die Zusammenarbeit
mit den Behörden als «schwierig». Mit der finanziellen Entschädigung war etwa die
Hälfte der Befragten zufrieden, ebenso viele wünschten sich als Kompensation für ihren
Einsatz einen steuerlichen Abzug oder eine Anerkennung der Tätigkeit als berufliche
Weiterbildung. 94 Prozent gaben als höchste Motivation schliesslich nicht finanzielle
Gründe an, sondern den Willen, etwas für das Gemeinwohl zu tun.
Freitag leitete aus der Studie zwei nachhaltige Massnahmen zur Verbesserung des
Milizsystems her, die er auch in einem Interview mit der Aargauer Zeitung wiedergab:
Einerseits wünschten sich viele Miliztätige eine höhere Wertschätzung ihrer Arbeit;
dabei genüge es schon, wenn sich diese in Form von kleineren Feierlichkeiten
bemerkbar mache. Andererseits sei, wie bereits von SGV-Präsident Germann angetönt,
die bessere Einbindung der jüngeren Generation entscheidend: Dem mangelnden
Interesse der Jungen an der Milizarbeit könne mit der Förderung der politischen
Bildung und Aufklärungsarbeit an Schulen entgegengewirkt werden. Verschiedene
Universitäten etwa – beispielsweise seit 2019 die Universität Basel – belohnten
«soziales Engagement» bereits mit sogenannten «Social Credits»; Kreditpunkten,
welche für einen Abschluss angerechnet werden können, wenn auch nur zu einem
geringen Anteil. 
Insgesamt gebe es aber nach wie vor viele Schweizerinnen und Schweizer, darunter
auch viele Junge, die etwas für die Gesellschaft täten, betonte Freitag gegenüber den
Medien. So habe zum Beispiel das Eidgenössische Turnfest in Aarau nur dank 4'000
Freiwilligen durchgeführt werden können. Gemeinden wie Hospental (UR) suchten
hingegen derweil vergebens nach geeigneten Kandidatinnen oder Kandidaten für den
Gemeinderat. Gegenüber dem Sonntagsblick betonte Freitag, dies liege daran, dass
man sich heute eher vor langjährigen Verpflichtungen scheue, hingegen Flexibilität und
Ungebundenheit bevorzuge. Diese Einschätzung war bereits von einer 2018
durchgeführten Studie des Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI) über Freiwilligenarbeit
gestützt worden: Nicht unbedingt die Bereitschaft zu Freiwilligenarbeit habe
abgenommen, sondern die Art und Weise, wie und wo Freiwilligenarbeit geleistet
werde, habe sich verändert, sodass diese nicht mehr unbedingt der Milizarbeit im
klassischen Sinne entspreche. 6

Der vielbeschworene Röstigraben machte sich auch im Umgang mit der Corona-
Pandemie bemerkbar, zumal er sich auch in den Infektionszahlen der betroffenen
Kantone niederschlug. In der Folge sprachen die Zeitungen im April 2020 von einem
Coronagraben.

Während die Politik in der Deutschschweiz auf eine rasche Lockerung der im März vom
Bundesrat verordneten Massnahmen zur Einschränkung des Virus pochte, befürchtete
man in der Westschweiz und im Tessin, dass die Lockerungen zu schnell kämen. «Le
Temps» schrieb, in der Deutschschweiz, wo sich die Lage schneller beruhigt habe,
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sorge man sich vermehrt um die Wirtschaft, derweil hohe Infektionszahlen im Tessin
und der Romandie noch immer Sorge bereiteten. Wie die Aargauer Zeitung anhand von
Zahlen des BAG darlegte, war diese Diskrepanz darauf zurückzuführen, dass die
Romandie und insbesondere das Tessin bereits von Beginn weg ausgeprägter von der
Pandemie getroffen worden waren. Ende April verzeichnete beispielsweise der Kanton
Genf 5024, das Tessin 3144 und die Waadt 5309 Fälle. Auch in den Kantonen Zürich und
Bern waren die Zahlen mit 3305 und 1717 Fällen zwar hoch, in Luzern mit 646, in Uri
oder Schaffhausen mit lediglich 75 respektive 73 Fällen hingegen deutlich tiefer. Etwas
stärker betroffen waren wiederum die Grenzkantone Graubünden (780), Wallis (1793)
sowie Basel-Stadt (1094).

Begründet wurden die höheren Zahlen in der lateinischen Schweiz mit der
geographischen Nähe zu Italien respektive Frankreich, wo sich das Virus früher und
stärker ausgebreitet hatte. So schlage sich das Reiseverhalten in den Zahlen nieder: Die
Romands würden eher nach Frankreich fahren, die Tessinerinnen und Tessiner nach
Italien, die Deutschschweizer und -schweizerinnen hingegen nach Deutschland oder
Österreich, wo die Zahlen eben tiefer waren, analysierte die Presse. Umgekehrt reisten
Grenzgängerinnen und Grenzgänger aus den Nachbarländern in die entsprechenden
Kantone ein. Einen weiteren Grund meinte der Publizist Peter Rothenbühler auch in
abweichenden Verhaltensweisen zu erkennen: Die Romands würden das «Recht auf ein
lustvolles Leben» beanspruchen, seien näher am Leben und kontaktfreudiger als die
Deutschschweizer, deren Lebensstil auf etwas mehr Distanz beruhe, wie er in der
Aargauer Zeitung in einem Interview betonte.
Bereits vor dem Lockdown von der restlichen Schweiz unverstanden fühlte sich das
wegen seiner Nähe zu Italien anfänglich stärker betroffene Tessin, das früh härtere
Massnahmen zur Eindämmung des Virus gefordert hatte. Zwar akzeptierte der
Bundesrat mit den landesweit verhängten Massnahmen im März auch die Forderungen
des Tessiner Kantonsrats nach einer Grenzschliessung zu Italien, zudem folgte später
eine Maskenpflicht im öffentlichen Verkehr; jedoch hätte sich das Tessin gemäss
Medien mehr Verständnis von Bundesbern gewünscht. So habe man den Tessinern in
Bern aufgrund ihrer Forderungen noch im März «ins Gesicht gelacht», kritisierte der
Tessiner Gesundheitsdirektor Raffaele de Rosa (TI, cvp) laut Aargauer Zeitung.
Schliesslich sei auch der Besuch von Bundesrat Berset und dem damaligen Leiter der
Abteilung für übertragbare Krankheiten beim BAG, Daniel Koch, Mitte März gemäss alt-
Regierungsrat Paolo Beltraminelli (TI, cvp) viel zu spät erfolgt. 7

Landes- und Weltausstellungen

Nach längerem Zögern und einer letzten Anhörung der Bewerber aus dem Tessin, Genf
und Neuenburg Mitte Januar entschied sich der Bundesrat Ende des Monats für das
unter dem Titel "Die Zeit, oder die Schweiz in Bewegung" stehende Neuenburger
Projekt, an dem auch die Kantone Bern, Freiburg, Jura und Waadt sowie die Städte Biel,
Neuenburg, Yverdon und Murten beteiligt sind. Bundesrat Delamuraz begründete die
Wahl mit der zentralen geographischen Lage, dem plurikulturellen Charakter und der
Fähigkeit der Ausstellung, zur Identifikation nach innen wie auch zur Repräsentation
nach aussen beizutragen. Die Entscheidung der Landesregierung war nicht
unumstritten. Zutiefst enttäuscht äusserten sich die Regierungen des Tessin sowie von
Graubünden und Sankt Gallen, deren Kantone ebenfalls in das Tessiner Projekt mit
einbezogen waren, und - etwas moderater - der Genfer Staatsrat. Die Kritik an der
Entscheidung der Landesregierung zielte insbesondere auf die Tatsache, dass sich der
Bundesrat damit für eine Veranstaltung der Tradition und der Introspektive und damit
gegen die Originalität und Öffnung der beiden anderen Projekte entschieden habe. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.1995
DIRK STROHMANN

Im Oktober ernannte die Landesregierung den persönlichen Berater Bundesrat
Delamuraz', Daniel Margot, zum Bundesdelegierten für die Landesausstellung. Dieser
Stelle obliegt die Verbindung zwischen den Organisatoren der Schau und dem
Bundesrat. Ende des Jahres legte der Verein Landesausstellung dem Bundesrat die von
diesem in Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie vor, welche der Regierung als
Grundlage ihrer Botschaft an das Parlament dienen soll. Darin wird die Neuenburger
Expo grundsätzlich als machbar beurteilt. Bereits zwei Monate zuvor hatten die
Projektleiter in Zürich öffentlich über ihr Konzept und den Stand der Vorarbeiten
informiert. Danach werden insgesamt rund sechs Millionen Besucher erwartet, welche
zusammen mit den Beiträgen des Bundes und der beteiligten Kantone 500 Mio zu dem
Budget von insgesamt 1,5 Mia Franken beitragen sollen. Etwa die Hälfte der Besucher
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soll mit dem öffentlichen Verkehr transportiert werden. 9

Mitte Februar präsentierte die vom Neuenburger Staatsrat Francis Matthey (sp)
geleitete Arbeitsgruppe die Machbarkeitsstudie zur Landesausstellung im Jahr 2001.
Dem Bundesrat war die Studie bereits Ende Dezember 1995 zugegangen. Für die unter
dem Titel "die Zeit, oder die Schweiz in Bewegung" stehende Expo im Bereich der drei
Westschweizer Binnenseen wird ein Gesamtbudget von 496 Mio Fr. veranschlagt. Davon
sollten 170 Mio durch einen Kredit der Eidgenossenschaft gedeckt werden. 10

ANDERES
DATUM: 14.02.1996
DIRK STROHMANN

In der öffentlichen Meinung erhielt das Projekt nicht nur Beifall. Insbesondere wurde
bemängelt, dass die Organisation zu stark von Politikern beherrscht werde, die sich am
Machbaren anstatt an Visionen orientierten. Diese Meinung vertrat namentlich die
Berner Regierungsrätin Elisabeth Zölch (svp), selbst Mitglied des strategischen Komitees
des Vereins Landesausstellung. Dieses trug der Kritik Rechnung, indem es die
Organisationsstrukturen dezentralisierte und mehrere Persönlichkeiten aus allen
Bereichen des öffentlichen Lebens zur Mitarbeit an der Ausgestaltung der
Ausstellungsinhalte aufrief. 11

ANDERES
DATUM: 24.02.1996
DIRK STROHMANN

Nachdem er bereits im März - unter gewissen Vorbehalten gegenüber dem
Ausstellungskonzept - seine grundsätzliche Zustimmung gegeben hatte, präsentierte
der Bundesrat am 22. Mai seine Botschaft zur Landesausstellung. Darin spricht er den
Organisatoren einen Bundesbeitrag von 130 Mio Fr. zu, wovon 20 Mio in Form einer
Defizitgarantie. 80 Mio Fr. sollen zur Deckung der Infrastruktur- und
Finanzierungskosten, die restlichen 50 Mio als Beiträge an Kultur- und
Ausstellungsprogramme verwendet werden. Damit liegt die finanzielle Leistung des
Bundes unter den Vorstellungen der Veranstalter. Die Gewährung des Beitrags ist an
zwei Bedingungen geknüpft: Die finanzielle Beteiligung der die Landesausstellung
tragenden Kantone und die Beachtung der vom Bundesrat aufgrund der
Machbarkeitsstudie formulierten Anforderungen im Bereich des Umweltschutzes, der
Raumplanung, der Verkehrsinfrastruktur sowie der Organisationsform. 12

ANDERES
DATUM: 22.05.1996
DIRK STROHMANN

Auf die Organisationsform, an welcher in der Öffentlichkeit besonders grosse Kritik
lautgeworden war, und auf die umweltrelevanten Aspekte der Landesausstellung ging
der Bundesrat in einem Ergänzungsbericht vom 6. September besonders ein.
Hinsichtlich der Organisation wird darin an der bereits in der Machbarkeitsstudie
vorgesehenen Aufteilung in eine strategische und eine operationelle Ebene
festgehalten. Zur Erhöhung ihrer Effizienz wird erstere aus einer einzigen Körperschaft,
dem "Verein Expo 2001", gebildet und einem Präsidium unterstellt. Neben diesem
werden im "Verein Expo 2001" ein von drei unabhängigen Persönlichkeiten geführtes
Büro, die Schweizerische Eidgenossenschaft, die Gruppe der neun beteiligten Kantone
und Städte sowie die übrigen Kantone - durch eine Delegation der Konferenz der
Kantonsregierungen oder der CH-Stiftung für die eidgenössische Zusammenarbeit -
vertreten sein. 13

BERICHT
DATUM: 22.05.1996
DIRK STROHMANN

Der Ständerat trat in der Herbstsession ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Ein von
Onken (sp, TG), Frick (cvp, SZ), Gentil (sp, JU) und Iten (fdp, ZG) eingebrachter
Minderheitsantrag für die ausnahmslose verbindliche Festschreibung der vom
Bundesrat beantragten umweltpolitischen Rahmenbedingungen scheiterte. Der
Bundesbeschluss selbst wurde einstimmig verabschiedet. 14

ANDERES
DATUM: 24.09.1996
DIRK STROHMANN

Die erste Bedingung wurde im Berichtsjahr von je drei der beteiligten Kantone und
Städte erfüllt; die Entscheidungen der Kantone Bern und Jura sowie der Stadt Yverdon
stehen noch aus. Mit Spannung erwartet wurde die diesbezügliche Volksabstimmung in
der Stadt Biel, die einzige Volksbefragung zum Projekt der Expo 2001. Am 1. Dezember
sprachen sich dort rund 60% der Stimmenden für den Acht-Millionen-Kredit aus. 15

ANDERES
DATUM: 02.12.1996
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01.01.65 - 01.01.23 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Einen schwereren Stand hatte die Vorlage im Nationalrat. Dort standen ihr zwei
Rückweisungsanträge seitens der Fraktion der Grünen und von Schlüer (svp, ZH)
entgegen, die beide die mangelnde Konzeptführung beinhalteten. Schlüer liess sich vom
Plenum, vor dem Berichterstatter in allen vier Landessprachen auftraten, überzeugen,
seinen Antrag zurückzuziehen; derjenige der Grünen wurde mit grosser Mehrheit
verworfen. In der Debatte wurden nicht weniger als sieben Änderungsanträge gestellt.
Davon betrafen allein fünf den Bereich des Umweltschutzes. Trotz teilweise hoher
Zustimmung drang nur ein Begehren durch. Darin wird auf den vom Nationalrat
eingeforderten Ergänzungsbericht vom 5. November 1996 Bezug genommen und die
dort umschriebenen Anforderungen hinsichtlich des Umweltschutzes in den
Bundesbeschluss aufgenommen. Der von der Nationalratskommission neu eingeführte
Passus hinsichtlich einer umweltverträglichen Planung und Durchführung der
Landesausstellung wurde vom Plenum ebenfalls gutgeheissen. Der Ständerat übernahm
diese Änderungen in seiner Sitzung vom 10. Dezember. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1996
DIRK STROHMANN

Mitte Dezember stellten die Arbeitsgruppen "Inhalte" und "Szenographie" ihre Berichte
über die Gestaltung der Landesausstellung vor. Die Einzelausstellungen beziehen sich
auf zehn Grundfragen hinsichtlich der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
politischen Entwicklung der Schweiz im 21. Jahrhundert. Diese Fragen werden an den
einzelnen Ausstellungsorten unter jeweils verschiedenen Gesichtspunkten und
begleitet von fünf Symbolfiguren dargestellt. 17

ANDERES
DATUM: 14.12.1996
DIRK STROHMANN

Am 3. März wählte der "Strategische Ausschuss" der Expo.01 Jacqueline Fendt zur
Direktionspräsidentin. Die 44jährige Baslerin hatte als Spitzenmanagerin in der
Wirtschaft Karriere gemacht, steht aber auch im Ruf, eine ausgezeichnete
Kommunikatorin zu sein. Zur künstlerischen Leiterin wurde im August die international
renommierte Multimedia-Künstlerin Pipilotti Rist ernannt. 18

ANDERES
DATUM: 08.08.1997
HANS HIRTER

Gegen die Stimmen der Grünen hiess der bernische Grosse Rat als letzter (nach
Freiburg, Jura, Neuenburg und Waadt) und zugleich grösster kantonaler Beitragszahler
einen Kredit von CHF 14.7 Mio. für die Expo.01 gut. Die Realisierung des vorgesehenen
Konzepts stiess bei den Umweltschutzverbänden auf erste Widerstände. Diese
kritisierten, dass in den vorgelegten Richtplänen zu sehr auf die Bedürfnisse des
Autoverkehrs Rücksicht genommen werde. Einwände brachten sie auch gegen die für
die Verbindung zwischen den einzelnen Ausstellungsorten vorgesehenen Schnellboote
vor. Im offiziellen Verkehrskonzept der Expo.01 ist vorgesehen, dass rund 40 Prozent
der pro Tag durchschnittlich auf 100'000 geschätzten Besucher mit dem privaten
Motorfahrzeug anreisen werden. Für diese sollen in Biel, Neuenburg, Yverdon (VD) und
Murten (FR) insgesamt 14'000 neue Parkplätze bereitgestellt werden. WWF und VCS
verlangten, dass der Anteil der privaten Motorfahrzeuge mit Massnahmen wie einem
knapperen Parkraumangebot und attraktiver Preisgestaltung beim öffentlichen
Transport auf 25% gesenkt wird. 19

ANDERES
DATUM: 13.12.1997
HANS HIRTER

Die Umweltschutzorganisationen verstärkten ihre Bemühungen, die Expo-Leitung dazu
zu bringen, auf den Einsatz der sogenannten Iris-Schnellboote, welche für letztere als
Symbol der Verbindung zwischen den vier Ausstellungsplätzen gelten, zu verzichten. Sie
begründeten ihre Forderung nicht nur mit umweltschutzpolitischen Argumenten,
sondern gaben auch zu bedenken, dass die Boote nur einen kleinen Beitrag zum
Transport der Besucher zwischen den verschiedenen Ausstellungsorten leisten könnten
und diese hochsubventionierten Boote zudem die konventionelle Schiffahrt unfair
konkurrenzieren würden. Im Nationalrat verlangte eine Motion Baumann (gp, BE) mit
denselben Argumenten, diesen Booten die Konzession zu verweigern. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, die Einwände zu überprüfen und deshalb den Vorstoss in
Postulatsform anzunehmen. Da er aber von Schmid (svp, BE) bekämpft wurde, schob
das Parlament seinen Entscheid darüber auf. Die Demarchen blieben zuerst erfolglos.
Ende Juli erteilte das Bundesamt für Verkehr mit gewissen Auflagen in bezug auf
Umweltschutz und Sicherheit die Konzession für 15 Boote. Nachdem die
Umweltschützer diesen Entscheid mit einer Beschwerde angefochten hatten, lenkte die
Expo-Leitung ein. Sie beschloss, die grossen Iris-Boote nur noch auf dem
Neuenburgersee, hingegen nicht mehr auf dem Bieler- und Murtensee zirkulieren zu
lassen. 20

MOTION
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER
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Mit der zunehmenden Konkretisierung des Ausstellungskonzeptes wuchsen auch
Befürchtungen von einzelnen Institutionen und Gesellschaftsgruppen, dass ihr
bevorzugtes Thema an der Expo.01 ungenügend oder gar nicht zur Darstellung
kommen werde. So setzte sich Nationalrat Seiler (svp, BE) für eine Berücksichtigung der
Volkskultur ein, und die Sicherheitspolitischen Kommissionen beider
Parlamentskammern für eine umfassende Darstellung der schweizerischen
Sicherheitspolitik, ihres Wandels und ihrer Institutionen. In beiden Fällen sicherte der
Bundesrat zu, dass diese Themen zum Zuge kommen werden. In seiner Stellungnahme
zuhanden des Ständerates führte der Bundesrat allerdings aus, dass die
Ausstellungsleitung nicht im Sinn habe, die Armee selbst an der Expo zu präsentieren,
da generell lediglich Themen und nicht Institutionen dargestellt würden. So werde die
Armee nicht mit eigenen Manifestationen präsent sein, sondern im Rahmen des Themas
„Sicherheit in der Offenheit“, eines der vier Projekte des Bundes. Offenbar damit nicht
ganz befriedigt, begann das VBS mit der Ausarbeitung eines Projekts „Darstellung der
Armee“ ausserhalb des Ausstellungsgeländes. Diese Sonderschau schien dem VBS
umsomehr gerechtfertigt, als vorgesehen ist, der Expo Angehörige der Armee für
Dienstleistungen (z.B. für die Verkehrsregelung oder die Besetzung von Sanitätsstellen)
zur Verfügung zu stellen. 21

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 09.10.1998
HANS HIRTER

Im Verlaufe des Jahres präsentierten die Organisatorinnen der Expo mehrmals ihr
Ausstellungskonzept. Von der Mehrheit der Medien wurde dieses als zwar künstlerisch
interessant und vielversprechend, aber vor allem in bezug auf die Inhalte noch wenig
konkret beurteilt. Neben diesen Präsentationen machte die Expo im Berichtsjahr auch
mit überraschenden personellen Wechseln von sich reden. Im Sommer drangen
erstmals Nachrichten über eine Krise im Management und dabei insbesondere in bezug
auf das Verhältnis zur künstlerischen Leiterin Pipilotti Rist an die Öffentlichkeit. Im
Dezember gab Rist die sofortige Demission von ihrer Funktion bekannt. Sie begründete
ihren Schritt mit dem von ihr nicht vorhergesehenen Umfang, den die
Managementarbeit angenommen habe. Zudem seien die von ihr eingebrachten
kreativen Elemente vor allem in der Konzeptphase wichtig gewesen; für die nun
angesagte Realisierung gebe es geeignetere Personen als sie. Bereits im Oktober war
der technische Leiter, Poalo Ugolini, von seinem Amt zurückgetreten. 22

ANDERES
DATUM: 28.12.1998
HANS HIRTER

Als das Parlament der Expo.2002 im Vorjahr einen Zusatzkredit im Umfang von 250 Mio
Fr. gewährt hatte, war von diversen Rednern darauf aufmerksam gemacht worden, dass
damit nicht alle finanziellen Risiken der Landesausstellung abgedeckt seien. Im Januar
des Berichtsjahres legte das Expo-Steuerungskomitee eine Expertenstudie vor. Diese
konstatierte, dass mit den vorgenommenen Einsparungen das Budget von 1,8 Mia Fr. auf
1,4 Mia reduziert und damit die Vorgaben des Bundesrates weitgehend erfüllt werden
konnten. Mit diesen 1,4 Mia Fr. sei zwar die Gestaltung einer attraktiven
Landesausstellung gerade noch möglich, finanzielle Sicherheiten seien darin aber keine
enthalten. Der Bundesrat liess sich von dieser finanziellen Auslegeordnung überzeugen.
Er gab den im Vorjahr vom Parlament bewilligten Zusatzkredit frei und entsprach zudem
dem Gesuch des Komitees um die Gewährung einer Defizitgarantie. Mit einem
Bundesbeschluss beantragte er dem Parlament, der Expo eine Defizitgarantie im
Umfang von 338 Mio Fr. zuzusichern. Dabei hoffte die Landesregierung, dass sich auch
die Standortkantone und -gemeinden an dieser Garantie beteiligen und damit die
nötigenfalls vom Bund zu übernehmende Summe reduzieren würden. Die kantonalen
Finanzminister konnten sich nicht auf die konkrete Zusage eines Beitrags an die
Defizitdeckung einigen. Immerhin liessen sie erkennen, dass sie sich nötigenfalls
subsidiär beteiligen würden.

Im Ständerat wurde der Kredit ausführlich und zum Teil sehr kritisch diskutiert, aber
schliesslich mit 35:2 Stimmen angenommen. Im Nationalrat war dieses erneute
Engagement des Bundes noch umstrittener. Sowohl die Fraktion der Grünen als auch
der SVP-Vertreter Föhn (SZ), unterstützt von der Mehrheit seiner Fraktion, stellten
einen Nichteintretensantrag. Beide Anträge wurden mit dem mangelhaften
Finanzmanagement der Expo-Verantwortlichen begründet und sowohl die GP als auch
die SVP bezeichneten das Projekt als ein „Fass ohne Boden“. Die Fraktionen der übrigen
Bundesratsparteien waren „zähneknirschend“ (CVP) oder zumindest ohne Begeisterung
für Eintreten, was nach einer ausgedehnten Diskussion dann auch mit 114:33 Stimmen
beschlossen wurde. In der Detailberatung wurde ein Antrag Föhn, den
Verpflichtungskredit auf 180 Mio Fr. zu reduzieren, ebenso abgelehnt wie die von der SP
vorgebrachte Idee, 30 Mio Fr. des Kredits für die Finanzierung einzelner

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2000
HANS HIRTER
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Ausstellungsprojekte abzuzweigen. In der Gesamtabstimmung hiessen der Ständerat die
Defizitgarantie von 338 Mio Fr. mit zwei und der Nationalrat mit 34 Gegenstimmen
gut. 23

Die Motion Baumann (gp, BE) für eine Verweigerung der Konzession für die Iris-
Schnellboote, die 1998 bekämpft und deren Behandlung deshalb verschoben worden
war, wurde, nachdem sich in der Zwischenzeit eine Einigung zwischen Umweltschützern
und Expo-Leitung ergeben hatte, vom Nationalrat in ein Postulat umgewandelt. Im Zuge
der Sparmassnahmen der Expo-Leitung wurde zudem die Bedeutung der Iris-Boote als
Transportmittel zwischen den vier Ausstellungsorten stark eingeschränkt. Waren
ursprünglich noch 20 Boote vorgesehen, blieben nun noch sechs (2 à 400 und 4 à 200
Plätze), welche die konventionelle Schifffahrt auf den drei Seen unterstützen sollen. 24

MOTION
DATUM: 16.06.2000
HANS HIRTER

Die Vorbereitungen für die Expo 02 kamen weiter voran und die Ausstellungsbauten an
den vier Standorten begannen konkrete Gestalt anzunehmen. Im Frühjahr wurde
definitiv entschieden, welche 37 Einzelausstellungen den Kern der Veranstaltung bilden
sollen. Es waren aber weiterhin auch die finanziellen Probleme, die ein grosses
Interesse der Öffentlichkeit auf sich zogen. Liquiditätsengpässe konnten im Frühjahr
mit Hilfe von Krediten der Grossbanken überbrückt werden. Diese Kredite wurden
allerdings nur unter der Bedingung gewährt, dass der Bund vom Sommer an einen Teil
davon selbst übernehmen und zudem die Finanzierung der weiteren ungedeckten
laufenden Ausgaben absichern werde. Zu diesem Zweck beantragte der Bundesrat dem
Parlament die Umwandlung eines guten Teils der im Vorjahr gesprochenen
Defizitgarantie (300 von 338 Mio Fr.) in ein für die Kreditabsicherung zu verwendendes
Darlehen. Gegen den Widerstand der SVP und der Grünen stimmte das Parlament
diesem Antrag zu. Da die Sponsorengelder der Wirtschaft unter den Erwartungen
ausfielen, beschloss der Bundesrat Ende 2001, dem Parlament nochmals einen Kredit
von 120 Mio Fr. zu beantragen. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.12.2001
HANS HIRTER

Wie bereits Ende 2001 angekündigt, musste der Bundesrat dem Parlament einen
weiteren Nachtragskredit (insgesamt den vierten) zugunsten der Expo beantragen.
Ohne die zusätzlichen 120 Mio Fr. Bundeshilfe hätte der unter Liquiditätsproblemen
leidenden Ausstellung ein Abbruch kurz vor der Eröffnung gedroht. Zudem schlug die
Regierung vor, eine bereits früher gewährte Defizitgarantie von 58 Mio Fr. in ein
Darlehen umzuwandeln. Damit erhöhten sich die Aufwendungen des Bundes für die
Expo (ohne die Kosten für die Beiträge der Departemente an die eigenen
Ausstellungsprojekte und für die Dienstleistungen der Armee) auf knapp 850 Mio Fr.
Wie bereits bei früheren Nachtragskrediten lehnten die Grünen und die SVP diese
zusätzlichen Finanzspritzen ab und beantragten Nichteintreten; zu ihnen gesellte sich
nun auch noch eine knappe Mehrheit der CVP-Fraktion. Der Nichteintretensantrag
wurde dank der geschlossenen Haltung der SP und der FDP mit 122:69 Stimmen
abgelehnt. Nachdem es auch im Ständerat nicht an kritischen Worten zum
Finanzmanagement der Expo-Verantwortlichen gefehlt hatte, stimmte die kleine
Kammer dem Zusatzkredit mit 31:2 Stimmen ebenfalls zu. Anschliessend überwies sie in
Postulatsform eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Baumann (svp,
TG), welche vom Bundesrat eine vollständige Transparenz über die Kosten und
Einnahmen der Expo verlangt. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2002
HANS HIRTER

Nachdem die Medien in den Wochen zuvor ausführlich – und mit zunehmender
Begeisterung – über die Ausstellung berichtet hatten, öffnete diese am 15. Mai
termingerecht ihre Tore. Jedes der vier zum Teil am Seeufer, zum Teil auf Plattformen
im Wasser situierten und „Arteplage“ genannten Ausstellungsgelände umfasste
zwischen 7 und 11 Einzelausstellungen (insgesamt 38) und stand unter einem
übergreifenden Motto. In Biel (Motto „Macht und Freiheit“) standen die Bereiche
Mensch, Arbeit und Technik im Vordergrund, in Neuenburg („Natur und Künstlichkeit“)
die Natur und die Umwelt; in Yverdon (VD) („Ich und das Universum“) das sinnliche
Erleben und die Gesundheit und schliesslich in Murten (FR) („Augenblick und Ewigkeit“)
die physische und psychische Sicherheit. Jede der vier Arteplages bestach mit einer
einheitlich gestalteten eigenen Architektur und verfügte über besondere Bauten,
welche zu unverwechselbaren Erkennungszeichen wurden (Klangtürme in Biel, UFO-
förmige Dachkonstruktionen („Galets“) in Neuenburg, künstliche Wolke in Yverdon und

ANDERES
DATUM: 18.05.2002
HANS HIRTER
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Monolith in Murten). Neben den eigentlichen Ausstellungen wurden auf allen vier
Arteplages und auf dem als fünfte, mobile Arteplage konzipierten so genannten
Piratenschiff (Beitrag des Kantons Jura) eine Vielzahl von kulturellen Veranstaltungen
jeglicher Geschmacksrichtung durchgeführt. 27

Nahezu ausnahmslos sehr positiv waren die Berichte in den ausländischen Medien,
welche sich überrascht über die „sinnliche“, „spielerische“ und „phantasievolle“
Landesausstellung zeigten, welche ihrer Ansicht nach so wenig den über die Schweiz
verbreiteten Clichés entsprach. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.06.2002
HANS HIRTER

Inhaltliche Kritik an der Expo war eher selten. Einerseits monierten einige Vertreter
der politischen Linken (längst nicht alle) und einzelne Kulturschaffende, die Themen
seien auf eine zu spielerische und unverbindliche Art dargestellt worden, und die
Ausstellungsmacher hätten damit auf eine pädagogisch gezielte Aufklärung über
Probleme und Missstände der Schweiz verzichtet. Andererseits bemängelten auch
einige konservative Politiker eine Beliebigkeit und überdies das Fehlen resp. die nicht
vorhandene Dominanz traditioneller nationaler Symbole (z.B. Schweizer Flaggen). 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.08.2002
HANS HIRTER

Die Besucher fanden sich in der erwarteten Anzahl ein. Insgesamt wurden in den vier
Arteplages rund 10,3 Mio Eintritte gezählt, wovon 3,4 Mio in Neuenburg, 3 Mio in Biel, 2
Mio in Murten und 1,9 Mio in Yverdon. Die Zahl der Personen, welche die Expo besucht
haben, ist allerdings geringer, da Mehrfacheintritte nicht speziell erfasst wurden. Der
grösste Teil der Besucher reiste mit den öffentlichen Verkehrsmitteln an (65% anstelle
der prognostizierten 55%, in diesen 65% sind die Anreisen in Bussen privater
Reiseveranstalter inbegriffen).das befürchtete Chaos auf den Strassen blieb aus, und
mangels Nachfrage mussten sogar einige der bereitgestellten Parkplätze im Verlaufe der
Expo geschlossen werden. Bestbesuchter Tag war der Schliessungstag (20. Oktober), als
sich insgesamt 180 000 Personen zu einer Abschiedsparty, welche bis in die
Morgenstunden dauerte, auf den vier Arteplages trafen. Nach übereinstimmenden
Eindrücken war eine grosse Mehrheit der Besucher vom Gebotenen sehr angetan. Zu
diesem guten Urteil beigetragen hat sicher auch die Qualität der Architektur und ihre
gelungene Einbettung in die landschaftlich reizvolle, aber vielen Schweizern wenig
bekannte Drei-Seen-Region an der Sprachgrenze zwischen der Deutschschweiz und der
Romandie. In den Presseberichten positiv vermerkt wurde zudem die entspannte und
freundliche Atmosphäre unter den Besuchern, welche sich auch nicht durch die zum
Teil recht langen Wartezeiten bei einzelnen Ausstellungspavillons verdriessen liessen. 30

BERICHT
DATUM: 22.10.2002
HANS HIRTER

Die finanziellen Probleme der Expo waren aber mit dem Ausstellungsende noch nicht
abgeschlossen. Da die Einnahmen geringer als erwartet ausgefallen waren, beantragte
der Bundesrat einen weiteren Verpflichtungskredit von 90 Mio Fr., wovon 80 Mio in das
Bundesbudget für 2003 aufgenommen wurden. Anlässlich der Budgetberatung in der
Dezembersession gab das Parlament gegen den Widerstand der Grünen und einer
Minderheit der SVP auch dazu seine Zustimmung. Die provisorische
Schlussabrechnung der Expo.02 enthielt keine neuen negativen Überraschungen. Sie
wies ein Defizit von 563 Mio Fr. (bei einem Gesamtbudget von 1,6 Mia Fr.) aus, welches
mit diesem und den früher gesprochenen Zusatzkrediten sowie der ebenfalls schon
vorher bewilligten Defizitgarantie des Bundes gedeckt ist. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2002
HANS HIRTER

Bei der Planung der Expo war man 1996 davon ausgegangen, das der Bund rund 130 Mio
Fr. und die Privatwirtschaft 800 Mio Fr. beisteuern würden. Das private Sponsoring
erreichte dann aber nur 330 Mio Fr. und die Unterstützung des Bundes stieg
demzufolge auf 864 Mio Fr. an. Obwohl die Besucherzahl die Erwartungen sogar leicht
übertraf, blieben die Einnahmen aus dem Billetverkauf unter dem Budget: Der Grund
dafür lag darin, dass mehr Personen als ursprünglich angenommen vergünstigte Karten
im Vorverkauf bezogen oder anstelle von Tageskarten die billigeren Abendkarten gelöst
hatten. 32

BERICHT
DATUM: 06.03.2003
HANS HIRTER
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Im Tessin monierte Marco Solari, die für ca. 2020 vorgesehene Eröffnung des
Gotthardbasistunnels mit einer Landesausstellung im Tessin und allfällig auch den
Nachbarkantonen Graubünden, Uri und Wallis zu kombinieren. Die Tessiner Regierung
nahm diese Idee auf und versprach, eine Machbarkeitsstudie in Auftrag zu geben. Erste
Vorabklärungen über die Durchführung der nächsten Landesausstellung in ihrer Region
führten auch die Ostschweizer Kantone St. Gallen, Schaffhausen und Thurgau durch. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.09.2008
HANS HIRTER

Sowohl die Kantonsregierungen der Nordostschweiz als auch diejenigen des
Gotthardraums beschlossen, die Idee einer schweizerischen Landesausstellung in ihrer
Region vertieft analysieren zu lassen. Als Zeithorizont für die Durchführung der
Ausstellung steht für die Gebirgskantone das Jahr 2020, für die Nordostschweiz das
Zeitfenster 2022-2032 im Vordergrund. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.04.2009
HANS HIRTER

Gleich zwei Projekte für Landesausstellungen wurden im Berichtsjahr diskutiert. Die
Kantone rund um den Gotthard (TI, UR, VS, GR) vertieften ihre Pläne für Gottardo 2020
und die Kantone der Bodenseeregion (TG, SH, SG, AI, AR) regten eine Expo Bodensee-
Rhein frühestens im Jahr 2027 an. Die Gotthard-Kantone, die ihre Expo zur Neat-
Eröffnung planten, haben im Berichtsjahr je 50 000 Franken für eine
Machbarkeitsstudie gesprochen. Die laue Begeisterung, Streitigkeiten zwischen dem
Projektleiter Marco Solari und dem Bündner Regierungsrat Stefan Engler (CVP), aber
auch Termindruck liessen das Vorhaben jedoch sterben. Die Kantone einigten sich
immerhin auf ein Programm, mit welchem die Region gestärkt werden soll. Mit dem Aus
von Gottardo 2020 wurde die Diskussion für eine Landesausstellung in der Bodensee-
Region, zu der sich die involvierten Kantone grundsätzlich positiv zeigten, wieder
intensiviert. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.2010
MARC BÜHLMANN

Nachdem die Pläne für eine Expo 2020 in der Gotthard-Region an den Streitigkeiten
zwischen den Planern und  aufgrund der insgesamt eher lauen Begeisterung gescheitert
waren, äusserten sich die Kantone der Ostschweiz (TG, SH, SG, AI, AR) positiv zu einer
Landesausstellung im Bodenseeraum. Allerdings würde eine Expo frühestens 2027
durchgeführt. Als erstes Etappenziel formulierten die Kantone die Schaffung von
Grundlagen für eine „Expo Bodensee-Ostschweiz 2027“, die Ende 2012 den
Parlamenten zwecks Entscheids über ein Vorprojekt unterbreitet werden sollen. Der
Enthusiasmus ist allerdings nicht in allen beteiligten Kantonen gleich gross. So sicherten
etwa Schaffhausen und Appenzell Innerrhoden lediglich ideelle Unterstützung zu. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.03.2011
MARC BÜHLMANN

Die Idee für eine „Expo Bodensee-Ostschweiz 2027“ wurde im Berichtsjahr, 10 Jahre
nach der Expo02, weiter konkretisiert. Eine Gemeinschaft aus drei Firmen, darunter
auch jene vom einstigen künstlerischen Direktor der Expo02 Martin Heller, wurde aus
zehn Bewerbern ausgewählt, ein Leitbild und einen Masterplan zu entwickeln sowie den
für 2014 geplanten Ideenwettbewerb vorzubereiten. Bundesrat Schneider-Ammann
informierte, dass die Regierung die Expo-Initiative der Ostschweizer Kantone (SG, TG,
AR) begrüsse. Mit einer offiziellen Stellungnahme wollte die Regierung aber zuwarten,
bis konkrete Projektideen vorliegen. Die federführenden Ostschweizer Kantone
Appenzell Ausserrhoden, St. Gallen und Thurgau planen die Einreichung einer
Bewerbung beim Bund im Jahr 2017. Unterstützt werden die Kantone vom Verein „Expo
Bodensee-Ostschweiz“, dem sich über hundert Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Politik
und Kultur anschlossen. Nicht nur die Ostschweiz als Region für eine Expo wäre eine
Premiere, sondern auch der geplante Einbezug des benachbarten Auslandes. 37

ANDERES
DATUM: 24.11.2012
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurden die Grundlagen für die Ausschreibung zu einem
Konzeptwettbewerb für eine „Expo Bodensee-Ostschweiz 2027“ geschaffen. Das
federführende, 2012 bestimmte Trio bestehend aus dem künstlerischen Direktor der
Expo 02, Martin Heller, dem Kommunikationsexperten und Projektleiter der
Ostschweizer Plattform der Expo 02, Reinhard Frei, und dem Anwalt Simon Ulrich,
entwickelte Leitlinien und einen Masterplan, der Mitte Oktober in Horn (TG) vorgestellt
wurde. Die beteiligten Kantone (AR, SG, TG) stellten für den Wettbewerb rund eine
halbe Mio. Franken zur Verfügung. Erste Eingaben wurden für Ende 2014 erwartet. Der
Terminplan sah die Ausarbeitung eines Bundesbeschlusses und die
Parlamentsberatungen für das Jahr 2018 vor. Erste Schätzungen gingen von einer

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.11.2013
MARC BÜHLMANN
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Bundesbeteiligung von mindestens einer halben Mrd. und Gesamtkosten von 1.5 Mrd.
Franken für eine nächste Landesausstellung aus. Das Projekt war bisher nicht auf
grossen Widerhall gestossen. Laut dem Thurgauer Regierungsrat Jakob Stark (svp) habe
Bundesrat Schneider-Ammann das Projekt wohlwollend aufgenommen, ein
Grundsatzentscheid des Gesamtbunderates sei aber erst im Verlauf von 2014 zu
erwarten. Stark selber schätzte die Realisierungschancen für eine Expo 2027 auf 50:50
ein. 38

Landesausstellungen sollen dazu dienen, sich mit der eigenen Identität
auseinanderzusetzen. Die Organisation eines solchen für eine Willensnation nicht
unwichtigen Anlasses ist jedoch häufig mit viel Mühsal verbunden. Dies scheint auch für
die für 2027 geplante Expo Bodensee-Ostschweiz nicht anders zu sein. Zwar nahm der
von drei Kantonen (AR, SG, TG) angetriebene und mit rund CHF 600'000 finanzierte
Ideenwettbewerb im Berichtjahr Gestalt an, der Bund hatte bisher aber noch keine
Unterstützung sondern lediglich grundsätzliches Interesse signalisiert. Die Regierung
verkündete, erst Anfang 2015 Stellung nehmen zu wollen. Die Kantonsregierungen der
restlichen vier Ostschweizer Kantone (GR, AI, SH, GL) sowie der Kanton Zürich als
assoziiertes Mitglied bekannten sich Mitte März in einer gemeinsamen Erklärung zur
Expo 2027. Allerdings stiess insbesondere das Abseitsstehen des Kantons Appenzell
Innerrhoden auf Kritik. Der mit St. Gallen und Appenzell Ausserrhoden stark verzahnte
Kanton wollte zuerst Fragen über den Nutzen, die Kosten und die Nachhaltigkeit des
Grossprojektes geklärt haben, bevor ein Entscheid vor die Landsgemeinde gebracht
werde. Beim vom 9. Mai bis Mitte September laufenden Ideenwettbewerb wurden
Grobkonzepte von 60 interdisziplinären Teams eingereicht – erwartet worden waren
ursprünglich mehr als hundert Eingaben. Bis Ende 2014 wurden zehn Projekte zur
Weiterbearbeitung empfohlen, die von den Offerenten weiter vertieft werden sollen.
Ziel ist es, eine tragfähige Idee bis Ende Mai zu küren und bis 2017 einen
Machbarkeitsbericht auszuarbeiten. Die Landesausstellung soll dezentral zwischen
Bodensee, Rhein und Säntis stattfinden. Geprüft werden soll dabei auch eine
Ausweitung der Landesausstellung nach Österreich und Deutschland. Der weitere
Fahrplan sieht die Beratung eines Bundesbeschlusses über die Durchführung und die
sich auf mindestens CHF 1 Mrd. belaufende Finanzierung für eine Expo 2027 im Jahr
2018 vor. Konkurrenz erwuchs den Ostschweizer Plänen aus dem Aargau. Der
Aargauische Gewerbeverband, angeführt von seiner Vizepräsidentin und Nationalrätin
Sylvia Flückiger (svp, AG), wollte den eigenen Kanton als selbstbewussten Teil der
Schweiz ins Rampenlicht stellen. Der Bundesrat beantwortete die diesbezüglich
eingereichte Interpellation mit dem Hinweis, dass es allen Kantonen freistehe, Projekte
für Landesausstellungen zu organisieren. Bis jetzt sei aber lediglich der Ostschweizer
Plan bekannt und dieser werde von allen Kantonen, einschliesslich des Kantons Aargau,
unterstützt. Tatsächlich hatten sich die Kantone im Rahmen der Plenarversammlung der
Konferenz der Kantonsregierungen in einer gemeinsamen Erklärung Mitte Juni hinter
das Projekt einer Expo 2027 im Bodenseeraum und der Ostschweiz gestellt. 39

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2014
MARC BÜHLMANN

Ende Januar gab der Bundesrat bekannt, die Vorbereitungsarbeiten für die Idee einer
Ostschweizer Expo 2027 unterstützen zu wollen. Allerdings war damit keine finanzielle
sondern vielmehr strategische Hilfe gemeint: Einsitz in die Wettbewerbsjury, Hilfe beim
Aufbau von Organisationsstrukturen sowie die Begleitung einer Machbarkeitsstudie. Der
Rückenwind aus Bern wurde bei den Verantwortlichen sehr positiv kommentiert und
auch als Anerkennung der bisherigen Vorbereitungsarbeiten interpretiert. Mit der
Unterstützung aus Bern und der bereits 2014 erfolgten Zustimmung der Konferenz der
Kantonsregierungen waren wichtige Stakeholder an Bord. Das Lobbying bei den
kantonalen Behörden wurde in der Folge weiter intensiviert. Unklar blieb aber, wie
gross die Unterstützung in der Bevölkerung war. 
Auch der finanzielle Rahmen wurde von der Bundesregierung vorsorglich abgesteckt.
Der Anteil des Bundes soll maximal 1 Mrd. CHF betragen, was höchstens die Hälfte der
Gesamtkosten sein darf. Der Rest soll durch Sponsoring, Eintritte und Kantonsbeiträge
finanziert werden. Freilich muss das Parlament diese Pläne noch absegnen, was
frühestens 2019 der Fall sein wird. Die Kosten für die Vorarbeiten tragen die
Trägerkantone. Diese dürften sich auf rund 10 Mio. CHF belaufen. 
Das Signal aus Bern wurde im Kanton Aargau als Absage an die eigenen Pläne
interpretiert. Der kantonale Gewerbeverband hatte bereits 2014 signalisiert, dass man
sich eine Landesausstellung auch im Kanton Aargau vorstellen könnte. 40
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Ende April informierten die drei Trägerkantone der geplanten Expo 2027, St. Gallen,
Thurgau und Appenzell Ausserrhoden, über den Stand des Projektes. Angestrebt werde
eine Professionalisierung der Organisationsstruktur, was etwa mit der Schaffung einer
Geschäftsstelle für 2016 umgesetzt werden soll. Diese soll mit rund 500
Stellenprozenten ausgerüstet werden. Bis 2019 rechnen die drei Expo-Kantone mit
Ausgaben von rund 9.5 Mio. CHF, um 2018 beim Bund ein überzeugendes
Bewerbungsdossier einreichen zu können. Für das im Herbst 2015 zu kürende
Siegerprojekt soll deshalb auch eine Machbarkeitsstudie durchgeführt werden. Zuerst
müssen aber die Parlamente der drei Kantone die jeweiligen Beiträge für diese
Planungsphase bewilligen. Die 5 Mio. CHF in St. Gallen, die 3 Mio. CHF im Kanton
Thurgau und die 0.8 Mio. CHF im Kanton Appenzell Ausserrhoden unterstanden jeweils
knapp nicht dem obligatorischen Referendum; in den Kantonen St. Gallen und Thurgau
war allerdings ein fakultatives Referendum möglich. Nicht wenige Stimmen warnten
allerdings vor einer Volksabstimmung in diesem frühen Stadium, da noch zu wenig
Fakten vorlägen. Die Bevölkerung solle erst 2018 befragt werden. 
Für die Gesamtkosten gaben die Regierungsräte der drei Kantone Schätzungen
zwischen 1.5 bis 2 Mrd. CHF an, wovon der Bund etwa die Hälfte übernehmen werde.
Auch wenn mittels Sponsoring und Eintritte Mittel generiert werden sollen, müssten die
Trägerkantone einen substanziellen Beitrag selber leisten. 41
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Aus den 59 Beiträgen zum Anfang 2014 ausgeschriebenen Konzeptwettbewerb für die
Expo 2027 im Raum Bodensee-Ostschweiz waren von einer Jury noch im Oktober 2014
zehn Favoriten ausgewählt worden. Geplant war, dass aus den zehn Projekten
"Offshore", "Explo", "111 322", "Wo ist Walter?", "Terra Futura", "Alpen Land Stadt",
"Speicherkraft", "Suisse Orientale", "Par quatre chemins" und "Supersäntis" bis im Juli
2015 ein Sieger oder aber zwei bis drei noch einmal zu überarbeitende Eingaben gekürt
werden, um dann im Herbst das definitive Siegerprojekt vorstellen zu können. Die von
Angelus Eisinger geleitete Jury wollte zuerst alle wettbewerblichen Formalitäten
abwickeln und gab ihren im Juli gefällten Entscheid dann mit der Präsentation des
Siegerkonzepts Anfang September 2015 bekannt. Zum Gewinner gekürt wurde das
Projekt Alpen Land Stadt, das mit dem Konzepttitel "Expedition 2027" eine Reise in die
Landschaft vorsieht. Die Ostschweizer Region solle zum Spielzimmer für poetische und
phantastische Exkursionen werden. Das unter der Federführung des Architekten Markus
Schaefer entwickelte Projekt ist freilich erst ein Grobkonzept, das nun konkretisiert
werden muss. Die Jury zeigte sich von der Idee auch deshalb angetan, weil sie zwar
wenig spektakulär, aber vor allem finanziell realistisch sei. Dies unterscheide das
Projekt von anderen Ideen, wie etwa schwimmenden Inseln auf dem Bodensee oder
einer kilometerlangen Seilbahn durch die Region. Wichtig sei zudem, dass bleibende
materielle Werte geschaffen werden sollen. Mit drei Bahnringen sollen drei
Landschaften – Berg, Stadt und Küste – erschlossen werden. Diese Bahninfrastruktur
soll dabei möglichst nachhaltig sein. Im Gegensatz zur Expo02, die laut einer nach der
Landesausstellung von 2002 erstellten Studie den Expo-Regionen nicht viel gebracht
habe und von der lediglich ein paar wenige Gebäude noch stehen, soll die Infrastruktur
der Expo 2027 langfristig angelegt sein. Die Grünen des Kantons Thurgau forderten gar,
dass die für die Ostschweizer Landesausstellung angelegte Infrastruktur nicht wieder
abgebrochen werden dürfe. 42
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Die Parlamente aller drei Trägerkantone sprachen sich im Herbst für die Kredite für die
Vorbereitungen einer Expo2027 aus. Allerdings gaben die Anträge und insbesondere die
Frage, ob die Kredite der Stimmbevölkerung vorgelegt werden sollen oder nicht, einiges
zu reden. Die zu erwartenden hohen Kosten waren im Kanton Thurgau Anlass für Kritik
am Vorgehen der Regierung. Den Betrag – von den insgesamt rund 9 Mio. CHF hatte der
Kanton der Nordostschweiz 3 Mio. CHF zu stemmen – just so anzusetzen, dass damit
kein obligatorisches Finanzreferendum nötig ist, stiess einigen
Kantonsparlamentmitgliedern sauer auf. Man müsse ein so teures Projekt möglichst
früh von der Stimmbevölkerung legitimieren lassen, sonst seien die Kosten einst so
hoch, dass es nicht mehr gestoppt werden könne - so der Vorwurf. Das Thurgauer
Parlament hiess den Kredit letztlich mit grosser Mehrheit – konkret mit 103 zu 11
Stimmen – gut. Gleichzeitig beschloss der Rat allerdings auch, die Vorlage von sich aus
der Stimmbevölkerung vorzulegen. Eine Minderheit argumentierte vergeblich, dass die
Möglichkeit eines fakultativen Finanzreferendums ja gegeben sei und dass es auch
angesichts der noch nicht vorhandenen Informationen zur Landesausstellung verfrüht
sei, die Bevölkerung entscheiden zu lassen. Mitentscheidend war das vor allem von der
SVP vorgebrachte Argument, dass mit den bisher bereits bewilligten Krediten die
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Obergrenze für ein obligatorisches Finanzreferendum von 3 Mio. CHF sowieso bereits
überschritten sei und entsprechend die Verfassung verletzt würde, wenn man das
Begehren der Bevölkerung nicht vorlege. Die grosse Ratsmehrheit sah in der Expo eine
Chance für die Region. Es waren aber auch kritische Stimmen zu vernehmen. Es sei
nicht klar, was die Expo den Kanton letztlich kosten werde und welchen Nutzen sie
bringe. Zudem wurden Bedenken hinsichtlich des Umweltschutzes und der
Nachhaltigkeit laut. Kritisiert wurde auch, dass sich der Kanton Appenzell Innerrhoden
nicht an den Kosten beteilige. 

Auch im Kanton St. Gallen war der beantragte Kredit umstritten. Obwohl die SVP bereits
im Sommer laut über die Ergreifung eines fakultativen Referendums nachdachte – in St.
Gallen liegt das Kreditlimit für ein obligatorisches Finanzreferendum bei 15 Mio. CHF –
beantragte die Kommission hier keine rasche Volksabstimmung. Die Bevölkerung solle
erst befragt werden, wenn das Vorhaben Expo 2027 konkreter sei. Freilich kündigte die
SVP an, das Ratsreferendum zu beantragen – der rascheste Weg für eine
Volksabstimmung. Vergeblich wurde von den Befürwortern einer Expo, die der
Ostschweiz neue Impulse verleihen werde, davor gewarnt, dass mit einem solchen
Referendum ein Spaltpilz in die Expo gesetzt werde. Man sei weder bereit, fünf
Millionen in den Sand zu setzen, noch die Katze im Sack zu kaufen, argumentierten SVP-
Exponenten, die sich grundsätzlich gegen eine Expo stellten. Die 57 Stimmen für ein
Ratsreferendum – nötig wären 40 – kamen schliesslich auch dank der Unterstützung
der FDP und einigen CVP-Räten zusammen. Die Liberalen wollen mit einem
Volksentscheid ein frühes Bekenntnis der Bevölkerung für eine Landesausstellung. Das
Volk müsse von Anfang an mit dabei sein. Zuvor hatte das Parlament dem Sonderkredit
mit 80 zu 23 (22 SVP, 1 SP) Stimmen bei 10 Enthaltungen (alle SVP) gutgeheissen. 

Ende November entschied schliesslich auch der Ausserrhoder Kantonsrat mit 55 zu 7
Stimmen, dass der Halbkanton einen Beitrag an das Planungsbudget für die Expo2027
entrichten will. Über den beschlossenen Kredit von CHF 800'000 wird es keine
Abstimmung geben, da es hier das Instrument eines fakultativen Finanzreferendums
oder eines Ratsreferendums nicht gibt. 

Nach wie vor abseits stand der Kanton Appenzell Innerrhoden. Die Regierungsräte der
drei bisherigen Kantone signalisierten aber, dass der sich mitten im geplanten Expo-
Gebiet befindende Halbkanton immer noch auf den fahrenden Zug aufspringen
könne. 43

A la surprise générale, les citoyens des cantons de Saint-Gall et de Thurgovie disent non
à une étude de faisabilité pour l'Expo nationale 2027, ce qui, de facto, condamne le
projet dans son intégralité, même si le canton d'Appenzell-Rhodes Extérieures,
troisième protagoniste du projet, avait préalablement accepté de financer une partie
de l'étude. Le refus est net dans les deux cantons, avec des scores de 60,3% du côté de
Saint-Gall et de 53,4% du côté de la Thurgovie. Ceci est d'autant plus surprenant que
les parlements des deux cantons avaient massivement voté pour l'octroi du crédit pour
cette étude s'élevant à 3 millions pour le canton de Thurgovie et à 5 millions pour le
canton de Saint-Gall; un écart illustratif d'un fossé entre l'Establishment politique et les
citoyens pour Esther Friedli. L'ensemble des grands partis, à l'exception du Parti
Bourgeois Démocrate en Thurgovie et de l'Union Démocratique du Centre à Saint-Gall,
soutenait ce projet qui était vu, par ses promoteurs, comme une opportunité de
développement de la Suisse Orientale. Le comité d'opposition, co-dirigé à Saint-Gall
par Esther Friedli et Toni Thoma tous deux membres de l'UDC, y voyait, quant à lui, un
projet appartenant au siècle passé, coûtant trop cher et qui ne devrait pas être assumé
par l'Etat. 44
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Alors que de nombreux commentateurs pensaient que l'échec du projet d'une Expo
nationale dans les cantons de Thurgovie, de Saint-Gall et d'Appenzell-Rhodes
Extérieures marquerait la fin cette longue tradition, plusieurs autres projets
d'Exposition nationale sont apparus sur le devant de la scène pour le remplacer. A
commencer par le projet déjà préparé en 2014 par le président de l'Union argovienne
des Arts et Métiers, Kurt Schmid dans le canton d'Argovie, mais écarté alors par la
Conférence des gouvernements cantonaux, lui préférant le projet proposé par les trois
cantons de Suisse orientale. Après l'échec de ce dernier, Schmid a remis sur le tapis sa
proposition, qui aurait pour thème le travail sous toutes ses facettes. Il souhaite une
manifestation qui ne soit pas axée sur le gigantisme qui, selon lui, caractérisait les
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dernières Expos.
Les deux Bâle, elles aussi, réfléchissent à déposer un projet pour une Expo qui aurait
lieu dans les alentours de 2030. Tous les partis, à l'exception de l'UDC du canton de
Bâle-Ville, qui y voit un investissement gigantesque n'apportant pas grand-chose,
soutiennent cette idée, y voyant une vitrine touristique ainsi qu'une opportunité
d'investir dans certaines infrastructures clés. Un projet trinational est même en
discussion, les voisins allemands et français ayant montré un certain intérêt à participer
au projet. 
Dans le canton de Soleure, c'est le PLR qui a lancé l'idée d'un projet, en avançant les
mêmes arguments que les partisans du projet bâlois. Le parti serait plutôt en faveur
d'une Expo décentralisée comme ce fut le cas en 2002, avec l'inclusion des deux Bâle
ainsi que du Jura. 
Finalement, les dix plus grandes villes de Suisse ont également fait part de leur volonté
de présenter un projet, en avançant l'argument que les générations d'aujourd'hui
auraient tout autant le droit à une Expo nationale que les générations précédentes.
Elles se sont regroupées sous le groupe d'intérêts "Zehn Städte für eine
Landesausstellung" et articuleraient leur projet, qu'elles projettent d'ici à 15 ans, sous
le thème "Qu'est-ce que la Suisse au XXIe siècle et comment voulons-nous vivre
ensemble ?" Pour la première fois, l'Expo nationale couvrirait l'ensemble du
territoire. 45

Le projet d'Exposition nationale proposé par le comité nouvellement formé Svizra27,
avec à sa tête le président de l'Union argovienne des Arts et Métiers Kurt Schmid (AG,
cvp/pdc) prend petit à petit forme. Svizra27 compte également dans ses rangs la
députée socialiste Pascale Bruderer (sp/ps, AG), la conseillère nationale UDC Sylvia
Flückiger-Bäni (svp/udc, AG) ainsi que son collègue le conseiller national PLR Thierry
Burkhart (fdp/plr, AG). La thématique – qui n'a pas changé depuis le projet abandonné
de 2014 proposé par Kurt Schmid – et le slogan sont déjà prêts: il s'agit du rapport au
monde professionnel, sous le leitmotiv "Humain-travail-cohésion". Les initiateurs de ce
projet ne veulent pas d'une exposition uniquement sur territoire argovien; ils veulent
une participation intercantonale et lanceront des discussions avec les deux cantons de
Bâle ainsi qu'avec le canton de Soleure. Le nom romanche donné au projet – Svizra27 –
est un signe de reconnaissance et de prise en compte des petites entités culturelles,
sociétales et économiques se trouvant en Suisse. Le nombre 27 représente le nombre
de canton (26) plus l'entier de la Suisse ainsi que l'année à laquelle aura lieu
l'exposition. Le comité, considérant que le projet avorté en Suisse orientale manquait
d'implication de la population, veut mettre en place des discussions avec les habitants
afin de récolter leurs idées et leurs avis.
Ce n'est pourtant pas le seul projet à avoir été présenté aux médias en ce début
d'année 2017. En effet, sous le nom "X-27", un comité nouvellement formé veut
proposer un projet d'exposition nationale sur l'aéroport de la commune zurichoise de
Dübendorf. A l'inverse du projet Svizra27 et du projet porté par les 10 plus grandes villes
de Suisse, celui-ci se veut centralisé, afin de pouvoir réunir physiquement l'entier de la
Suisse à un endroit. Le comité est formé de plusieurs anciens responsables de l'Expo
02, dont l'architecte et scénographe Sergio Cavero, la spécialiste des médias Marina
Villa ainsi que l'actuel président du comité Peter Sauter. Celui-ci veut axer son projet
sur plusieurs thématiques mises en tension, dont "Suisse x Monde", "Identité x
Multiculturalité", "Nature x Technologie" ou encore "Croissance x Futur". Le "x" du nom
de projet symbolise également la croix Suisse et les interactions au sein de la société.
Le comité prévoit un budget de 800 millions, c'est-à-dire la moitié des coûts de la
dernière exposition nationale. 
Au final, cela sera, en premier lieu, à la Conférence des gouvernements cantonaux de
décider quel projet remporte leurs faveurs et ensuite à la Confédération et aux cantons
et communes concernés d'approuver le projet. 46
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Nach wie vor befanden sich Projekte zur nächsten Landesausstellung «Expo 2027» in
Bearbeitung. Neu hinzugekommen war mit dem Verein «Nexpo» ein drittes Projekt.

Der Verein «Svizra27» hatte anfänglich lediglich eine Ausstellung im Kanton Aargau
geplant, unterdessen geniesse das Komitee aber grossen Rückhalt aus der Wirtschaft
mehrerer Kantone: Es gebe bereits verbindliche «ideelle wie auch […] materielle
Unterstützung», sagte Vereinspräsident Kurt Schmid gegenüber der Neuen Luzerner
Zeitung (NLZ) im Dezember 2017. Schmid wie auch Vizepräsident Thierry Burkhart (fdp,
AG) hatten aber zuvor gegenüber der Aargauer Zeitung versichert: «Wir wollen keinen
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Gigantismus und keinesfalls aus dem Ruder laufende Kosten». Am Konzept «Mensch-
Arbeit-Zusammenhalt» halte man fest, denn die Arbeit gehöre zum täglichen Leben und
die Schweiz sei ein dynamischer Wirtschaftsraum. Erst in einer nächsten Planungsphase
würde man konkrete Umsetzungsideen besprechen und weitere Standorte bestimmen,
denn noch müsse man sich abschliessend mit den Kantonsregierungen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt, Jura und Solothurn und dem Bund absprechen. 

Das zweite Projekt «X-27» stellte mit dem Untertitel «Rendez-vous der Schweiz» die
zwischenmenschlichen Beziehungen in Zeiten der digitalisierten Kommunikation ins
Zentrum. Dabei soll die Bevölkerung bereits in der Planungsphase direkt miteinbezogen
werden, so wie dies nun auch bei der Finanzierung der Fall war: Über 800 Firmen und
Einzelpersonen unterstützten ein Crowdfunding auf der Plattform «wemakeit», damit
eine Machbarkeitsstudie sowie Konturen für die zukünftige Planung erstellt werden
können.
Der Standort Flugplatz Dübendorf (ZH), so der «X-27»-Präsident Peter Sauter in der
NLZ, erhalte eine zusätzliche Legitimation: Da in Dübendorf dereinst ein
Innovationspark entstehen solle, plane man, gemeinsam an einer Infrastruktur zu
arbeiten, die dann nach der Ausstellung wiederverwendet werden könne.

Mit der «Nexpo», dem neuen und dritten Projekt, will man eine Landesausstellung in
den 10 grössten Städten realisieren. Die Zürcher Stadtpräsidentin Corine Mauch leitete
den Projektausschuss und teilte gegenüber der NLZ mit, dass sich der Ansatz von den
früheren Ausstellungen sowie den anderen Ausstellungsprojekten grundlegend
unterscheide: Eine von den Städten getragene Expo umfasse das erste Mal die ganze
Schweiz und drücke die Vielfalt des Landes aus. Bis jetzt sei nicht nur in Zürich,
sondern auch in den anderen Städten «eine grosse Begeisterung» spürbar für die von
den Städten getragene Expo, so Mauch. Im März 2018 hatte das St. Galler-Tagblatt
berichtet, dass die zehn grössten Städte – also St. Gallen, Zürich, Basel, Biel, Genf,
Lausanne, Lugano, Luzern und Winterthur – einen Verein gegründet hätten, um das
Projekt gemeinsam voranzutreiben. Das Ziel sei es, nach Partnern zu suchen und bis
2022 zu eruieren, ob die «Nexpo» wirklich die nächste Landesausstellung werden
könne. Zentrales Thema der Expo soll das Zusammenleben in der Schweiz des 21.
Jahrhunderts werden. Indem, wie auch bei der «X-27», die Bevölkerung verstärkt in die
Planung miteinbezogen werde, wolle man den Zusammenhalt in der Bevölkerung
stärken sowie Stadt, Agglomeration und Land näher zusammenrücken. Damit werde
auch dem Umstand entgegengewirkt, dass der Stadt-Land-Graben immer grösser
werde, wie der Luzerner Stadtpräsident Beat Züsli verlautbarte. 

Noch habe der Bund zur Finanzierung der drei Projekte kein grünes Licht gegeben.
Zuletzt erklärte der Bundesrat seine Bereitschaft zur Finanzierung einer
Landesausstellung beim mittlerweile aufgegebenen Expo-Projekt «Bodensee-
Ostschweiz». Dort sprach er sich für eine Finanzierung von 50 Prozent der
Gesamtkosten «und höchstens einer Milliarde Franken» aus. Gegenüber dem Vorstand
der «Svizra27» habe der Bundesrat aber verlauten lassen, eine Finanzierung künftiger
Projekte sei noch zu beurteilen. Möglich sei, wie die Aargauer Zeitung im Juni 2018
argumentierte, dass mit dem Nein zur Olympiade in Sion 2026 für eine Expo 2027
womöglich Gelder frei würden. 47

Mit den Projekten «Nexpo» und «Svizra 2027» schritten zwei von drei Bewerbungen um
die Landesausstellung 2027 im Jahr 2019 entschieden voran; in den Medien nicht
berichtet wurde hingegen über die Entwicklungen des dritten Projekts «X-27».
Im November 2019 diskutierte das St. Galler Stadtparlament über die Bewilligung eines
Kredits in der Höhe von CHF 120'000 zur Mitfinanzierung der dritten Phase der
dezentralisierten Landesausstellung «Nexpo». Für die finanzielle Unterstützung der
ersten und zweiten Phase, in denen eine Projektskizze erarbeitet wurde, hatte der
Stadtrat bereits CHF 60'000 gesprochen, über den Kredit für die Unterstützung der
dritten Phase musste nun jedoch das Parlament entscheiden, da die Summe der beiden
Beträge CHF 150'000 übersteigt. Die dritte Planungsphase, die Fundierung des Projekts,
soll Anfang 2020 bis Ende 2022 durchgeführt werden. Der Verein «Nexpo» geht davon
aus, dass sich die Gesamtkosten der Landesausstellung auf rund CHF 620 Mio. belaufen
werden, was rund eine Milliarde weniger sei, als die Expo 2002 gekostet habe. Dies liege
vor allem daran, dass für die «Expo der Städte» keine neuen Bauten errichtet werden
müssten, wie der Stadtrat in seinen Ausführungen zur Vorlage festhielt. Das Konzept
baue auf bestehende Infrastrukturen auf und die Städte sollen sich die Kosten
entsprechend ihrer Einwohnerzahl aufteilen. Der finanzielle Aufwand der Stadt St.
Gallen werde damit auf insgesamt CHF 2.2 Mio. geschätzt. Am 19. November bewilligte
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das St. Galler Stadtparlament den Betrag für die dritte Phase einer alternativen
Landesausstellung einstimmig. Die Stadt müsse von Beginn weg beim Projekt dabei sein,
denn sonst «höre die Schweiz in Winterthur» – ebenfalls eine Expo-Stadt – auf und St.
Gallen drohe den Anschluss zu verlieren, so die Argumentation des Parlaments. Die
«Nexpo» sei eine Chance für die Region, denn die Stadt werde die gesamte Ostschweiz
repräsentieren. Dies biete Chancen für den Tourismus, habe doch St. Gallen als
Buchstadt mit ihren Bibliotheken ein reiches Erbe. Es wurde aber auch gemahnt, die
Kosten aufgrund der langen Projektdauer genau im Auge zu behalten und
Grossveranstaltungen gerade «in Zeiten des Klimawandels» kritisch zu betrachten.

Auch die Planung der für die in der Nordwestschweiz vorgesehene Landesausstellung
«Svizra 2027» war 2019 vorangeschritten. Unterdessen waren die Statuten und das
Organisationsreglement des Vereins in Kraft getreten, wodurch eine «Integration
verschiedener Partner» für das weitere Vorgehen ermöglicht werde, wie die Aargauer
Zeitung die Medienmitteilung des Vereins «Svizra27» zitierte. Im Sommer 2020 werde
der Projektwettbewerb für die «Svizra 2027» ausgeschrieben und bis Sommerende
2020 soll eine Jury bestimmt werden, welche für die Bewertung des dreistufigen
Wettbewerbes zuständig sei. Das Siegerprojekt soll Mitte 2021 präsentiert werden.
Geplant ist, die Siegerprojekte mit Swisslosgeldern, die seit Juni 2019 von den fünf
teilnehmenden Nordwestschweizer Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt,
Jura und Solothurn zur Freigabe geprüft werden, zu finanzieren. 
Laut einer für «Svizra27» durchgeführten Umfrage der Fachhochschule
Nordwestschweiz – nicht zuletzt im Hinblick auf die Projektausschreibung –
interessiere sich auch die Jugend für eine Landesausstellung. Demnach wünsche sich
gut die Hälfte der Befragten an der Ausstellung mehr über die «Schweiz der Zukunft»
und etwa ein Drittel mehr über die «Schweiz der Gegenwart» zu erfahren. Auf die
Frage, welche Aufgaben die Landesausstellung mit dem Motto
«Mensch–Arbeit–Zusammenhalt» zu erfüllen habe, antworteten die
Umfrageteilnehmenden am häufigsten mit «Bilden», «Emotionen wecken» und
«Zusammenhalt des Landes stärken». Befragt wurde «die jüngste Arbeitsgeneration»
aus den Kantonen Aargau, Basel-Land, Basel-Stadt und Solothurn, wobei 86 Prozent
davon ein Studium, 12 Prozent eine Berufslehre und 2 Prozent die Berufsmaturität
absolviert hatten. 48

Sans connaître d'avancée significative, les différents projets d'expositions nationales
ont continué leurs développements respectifs au cours de l'année 2020. Aux côtés
des trois projets déjà existants, un quatrième a vu le jour cette année. «Muntagna,
l'expo des Alpes27+» provient, selon La Liberté, «d'un groupe d'entrepreneuses et
entrepreneurs de divers domaines qui veulent repenser la protection, l'utilisation et la
perception des Alpes». Ce projet n'a néanmoins trouvé que peu d'échos dans les
médias et reste méconnu. Alors que le projet «X-27», qui prévoit une foire à
l'innovation sur le site de l'ancien aérodrome de Dübendorf, n'a lui non plus pas
bénéficié d'une grande attention médiatique, ce sont les projets «Nexpo 28» et «Svizra
27» qui semblent avoir les plus grandes chances d'aboutir.

En février 2020, les promoteurs de «Svizra 27» annonçaient que le financement était
assuré jusqu'en 2021. Le projet, soutenu par les cantons de Bâle-Ville et Bâle-
Campagne, de Soleure, d'Argovie et du Jura, bénéficie également de l'appui de
plusieurs associations des milieux économiques, qui assurent une partie de son
financement. L'exposition devrait, comme son nom l'indique, avoir lieu en 2027 (le
nombre 27 représente également le nombre de cantons plus la confédération) sous le
thème «Humain - Travail - Cohésion». Un concours d'idées a été lancé en juin et
courait jusqu'à début octobre. Les dix meilleures idées ont été sélectionnées pour la
prochaine étape, qui doit déterminer le lieu où pourrait se tenir cette exposition
nationale. Le projet gagnant sera dévoilé à l'automne 2021 et les organisateurs espèrent
soumettre le dossier au Conseil fédéral pour la fin de l'année 2021. Un jury de seize
membres a été formé pour trancher parmi les différentes idées. On y retrouve plusieurs
personnalités bien connues, notamment l'ancienne conseillère fédérale Doris Leuthard,
l'architecte Pierre de Meuron et le psychiatre et explorateur Bertrand Piccard. Pour
l'ensemble du projet, le comité de «Svizra 27» table sur un budget de CHF 1 milliard,
financé à moitié par la Confédération, à hauteur de 400 millions par les recettes de
billetterie, merchandising et sponsoring, et par les cantons qui soutiennent le projet à
hauteur de 100 millions. Avant de voir le jour, il devra néanmoins encore franchir
quelques obstacles importants. En effet, une fois le projet sélectionné et approuvé par
le Conseil fédéral, il sera soumis à votation dans les cinq cantons associés.  
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«Nexpo 28» est certainement le concurrent le plus sérieux de «Svizra 27» à l'heure
actuelle. Le projet regroupe les dix plus grandes villes de Suisse et devrait avoir lieu de
manière décentralisée en 2028, sur la thématique des valeurs et du vivre-ensemble en
Suisse au 21ème siècle. La route du projet est néanmoins elle aussi semée d'embûches.
En effet, «Nexpo 28» compte sur la participation financière des villes, ce qui ne coule
pas de source, notamment à Berne. Le conseil de ville a supprimé en septembre la
participation de CHF 70'000 au projet. Le président de la ville Alec von Graffenried, qui
est également vice-président de «Nexpo 28», espère que le conseil de ville reviendra
néanmoins sur sa décision, regrettant «que la ville fédérale ne soutiennent pas le projet
financièrement, alors que les autres grandes villes suisses le soutiennent et qu'il est
plus en avance que ses concurrents.» 

Le financement des différents projets constitue donc sans doute le nerf de la guerre
pour la tenue d'une exposition nationale. Regrettant un manque de clarté à ce niveau,
les promoteurs des quatre projets ont écrit une lettre commune à l'intention du
Conseil fédéral en avril 2020. Sur quelle participation peuvent-ils compter de la part de
la Confédération? À quelle phase du projet pourront-ils compter sur cette
participation? Quel rôle jouera l'État fédéral dans l'appui à la manifestation? Selon le
SECO, le gouvernement est en train de clarifier à qui revient le dossier. Mais il précise
aussi qu'avec la crise du Covid-19, les projets d'exposition nationale ne constituent pas
une priorité. 49

Globalement, la pandémie n'a laissé que peu de place aux projets d'exposition
nationale dans le débat public en 2021. Le conseiller fédéral Guy Parmelin est
notamment resté très vague dans sa réponse à une lettre adressée par les quatre
organisations soutenant un projet d'exposition nationale, «Muntagna», «X-27»,
«Nexpo» et «Svizra 27». Celles-ci souhaitaient des clarifications sur la possible
participation de l'État, en particulier au niveau financier. La conférence des directeurs
cantonaux (CdC) a de son côté annoncé qu'elle ne prendrait position qu'après avoir vu
les études de faisabilité sur les différents projets, c'est-à-dire pas avant deux à trois
ans. Dans tous les cas, la participation de la Confédération et les tâches qu'elle
assumerait dans le cadre de l'organisation d'une nouvelle exposition nationale restent
encore très floues. Le dossier demeure entre les mains du SECO, et le Conseil fédéral
doit publier un rapport à ce sujet d'ici la fin de la législature.
Dans un entretien accordé à l'Aargauer Zeitung, Doris Leuthard, membre du jury chargé
de retenir un projet pour «Svizra 27» parmi diverses idées, a défendu l'importance
d'une nouvelle exposition nationale pour la société, notamment pour resserrer la
cohésion mise à mal par la pandémie de Covid-19. Pour répondre aux craintes de
gouffre financier d'une telle manifestation, l'ancienne conseillère fédérale s'est voulue
rassurante, garantissant que les leçons de l'expo 02 ont été tirées. Le jury de «Svizra
27» s'est réuni en novembre 2021 à Delémont pour sélectionner le dossier le plus
prometteur parmi les différentes idées qui avaient été lancées. Cette rencontre dans le
canton du Jura a permis de souligner l'aspect bilingue du projet, qui se déroulerait
dans plusieurs cantons de la Suisse du Nord-Ouest. Le projet retenu a été dévoilé peu
après. Si ses contours exacts sont encore à préciser, celui-ci prévoit des activités
autour du thème central de «Svizra 27», «humains - travail - cohésion», réparties sur
neuf sites reliés entre eux par des cours d'eaux (l'Aar, la Limmat, le Rhin, la Reuss, la
Birse et le Doubs) constituant le cordon ombilical du projet. Le site central se trouverait
à Bâle, les huit autres restant à définir. Ces annonces ont éveillé l'intérêt médiatique.
Plusieurs articles ont été consacrés à «Svizra 27», notamment dans le Quotidien
Jurassien et dans l'Aargauer Zeitung. Le journal argovien s'est notamment entretenu
avec Pierre de Meuron, également membre du jury. Le célèbre architecte a rappelé la
volonté du projet de réutiliser des infrastructures déjà existantes. Mi-décembre, le
porte-parole de «Svizra 27» a annoncé que les financements pour l'étude de faisabilité
étaient assurés, et que celle-ci devrait bientôt être lancée. Au vu de ces avancées,
«Svizra 27» semble posséder à l'heure actuelle une bonne longueur d'avance sur ses
concurrents.
Moins en vue dans les médias, le projet «Nexpo», porté par les 10 plus grandes villes de
Suisse, a cependant reçu une bonne nouvelle en début d'année. Alors qu'elle l'avait
initialement bloqué, la ville de Berne a finalement accepté un financement à hauteur de
CHF 210'000 pour le projet. Selon l'organisateur, Bâle, Bienne, Lugano, Lucerne, St.
Gall, Winterthour et Zurich ont déjà assuré de leur participation financière. En
revanche, Lausanne et Genève ont repoussé leur décision de financement
supplémentaire en attendant que la situation sanitaire s'améliore, et surtout que la
Confédération s'exprime sur sa participation financière au projet. Par ailleurs, d'autres
cités ont rejoint le projet «Nexpo» en cours de route, telles que Sion, Saas-Fee ou

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2021
MATHIAS BUCHWALDER

01.01.65 - 01.01.23 20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Grindelwald. 50

Au cours de l'année 2022, les différents projets d'exposition nationale n'ont pas connu
d'avancées significatives. Si la Confédération et les cantons ont envoyé un signal positif
en se prononçant en faveur de la tenue d'une nouvelle expo, le destin des projets
demeure suspendu à la question du financement public, sur lequel la Confédération se
prononcera en 2023.
C'est à travers un papier de position commun traçant les grandes lignes auxquelles
devra souscrire la future exposition nationale que la Conférence des gouvernements
cantonaux (CdC) et le Conseil fédéral ont officialisé leur soutien à la tenue d'une
nouvelle expo. S'ils se disent prêts à accompagner le processus de planification, ils
précisent cependant qu'ils n'endosseront pas le rôle d'initiateurs. En outre, ils
formulent certaines requêtes à l'intention de l'association organisatrice. Cette
dernière, qui aura comme interlocuteurs le SECO et la CdC, doit concevoir un projet
apportant des retombées à long-terme, aux niveaux culturel et économique, avec un
ancrage régional. Quant à savoir lequel des projets existants sera choisi, la
Confédération et les cantons incitent à des collaborations et des regroupements
d'idées. Si plusieurs projets concrets voient le jour, un processus de sélection sera
probablement mis en place. Pour rappel, quatre projets sont en concurrence à l'heure
actuelle, à savoir « Muntagna », « X-27 », « Nexpo » et « Svizra 27 ». Reste à éclaircir la
question des financements publics. Le communiqué de la CdC relève que la décision
sera prise par les parlements concernés en fonction de la structure du projet. Un
rapport du Conseil fédéral consacré aux conditions-cadres de l'exposition nationale
sera publié en 2023 et permettra d'en savoir plus. Pour justifier leur soutien, le Conseil
fédéral et les cantons indiquent qu'une exposition nationale constitue un projet
intergénérationnel, ayant une vocation identitaire qui contribue à la cohésion
nationale. En outre, cet événement « encourage la discussion au sujet des perspectives
d’avenir et constitue une occasion de se présenter aux visiteurs venus de Suisse et de
l’étranger ».
Le vœu des instances publiques de voir les projets se regrouper a été partiellement
exaucé puisque « X-27 », issu de milieux culturels et artistiques, a intégré « Nexpo »,
qui imagine une exposition décentralisée entre plusieurs villes suisses. Du côté de «
Svizra 27 » – le projet soutenu par les cantons du nord-ouest de la Suisse (Jura, Soleure,
Argovie et les deux Bâle) – il n'est pas encore question de collaboration. En tout cas pas
avant de connaître les résultats d'une étude de faisabilité, attendus pour fin 2023. Alors
que « Muntagna » semble rester en marge, la presse a souligné le rôle-clé de Bâle-Ville,
qui soutient « Nexpo » en tant que ville et « Svizra 27 » en tant que canton, pour
départager les deux projets.
En outre, l'année 2022 a marqué les 20 ans d'Expo.02. Quelques articles de presse
sont revenus sur cet événement, se demandant notamment quel est l'héritage laissé par
l'expo pour la région des Trois-Lacs. La Liberté a évoqué les arteplages – né de la
combinaison de « Art » et « Plage », ce mot désignait les sites accueillant l'expo –, les
rallonges de budget et le report d'un an – l'événement devait avoir lieu en 2001. Mais
avant tout, l'exposition a été un immense succès populaire, selon le journal,
comptabilisant plus de 10 millions d'entrées. Au final, la moitié de la population suisse a
visité au moins une des arteplages, situées à Bienne, Morat, Neuchâtel et Yverdon,
auxquelles s'ajoutait encore l'arteplage mobile du Jura, accostant à tour de rôle l'un des
quatre sites fixes. Plaidant pour la tenue d'un nouvel événement de ce genre, l'ancien
conseiller d'Etat et conseiller national neuchâtelois Francis Matthey, qui était à
l'époque président du comité stratégique, a déclaré dans La Liberté que « les
réalisations d'Expo.02, comme le monolithe de Jean Nouvel sur le lac de Morat,
illustrent l'élan extraordinaire d'émulation, de réflexion et de créativité que suscite une
exposition nationale ». Pourtant, à l'époque comme aujourd'hui, l'organisation d'une
exposition nationale n'était pas un long fleuve tranquille. Selon la NZZ, l'organisation de
la prochaine exposition doit garder en tête six points des expériences précédentes
pour voir le projet devenir réalité. Premièrement, il s'agit d'être flexible concernant la
date. En effet, trois des quatre dernières expos ont été repoussées d'une année.
Deuxièmement, le budget doit être à la hauteur de l'événement, car « wer ein
rauschendes Fest feiern will, sollte nicht knausrig sein » (« Qui veut faire une fête
somptueuse, ne doit pas lésiner sur les moyens »). Pour le financement, il ne faut
d'ailleurs pas trop compter sur le soutien de l'économie privée. L'expérience a montré
que l'Etat supporte la majorité des coûts. Pour ce faire, un fort soutien politique est
nécessaire derrière la manifestation. Le troisième conseil de la NZZ est donc de
s'assurer l'appui du centre-droit bourgeois. En effet, le journal zurichois précise que
l'expo sera probablement jugée trop peu durable et progressive par la gauche, alors que
du côté de l'UDC, on la considérera comme trop peu fédérale et trop contemporaine. Si
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Expo.02 a vu le jour, c'est en grande partie grâce au soutien indéfectible des radicaux
Jean-Pascal Delamuraz, Kaspar Villiger et Franz Steinegger. Quatrièmement, la NZZ
préconise de trouver un équilibre dans la structure organisationnelle, entre créativité
des artistes, architectes et autres métiers du secteur culturel, et compétences de
gestion de managers, afin d'éviter les problèmes budgétaires. Cinquièmement, ne pas
se disperser géographiquement serait gage de succès, car cela rend possible la
naissance d'un sentiment de communauté ; ce qu'avait réussi Expo.02 aux yeux de la
NZZ, même si la tenue d'une exposition sur quatre sites était déjà relativement
astreignante. Enfin, le caractère éphémère d'Expo.02 est considéré comme «
visionnaire » par l'auteur de l'article. Son sixième et ultime conseil est donc de réaliser
une exposition nationale prenant en compte l'aspect écologique de manière encore
plus forte qu'il y a 20 ans, car « une grande manifestation qui laisse derrière elle des
ruines et des prairies goudronnées est encore moins envisageable aujourd'hui ».
En septembre, un sondage représentatif, mené auprès de 1027 personnes de 15 à 79
ans sur mandat de « Nexpo », a montré que 74% de la population est favorable à la
tenue d'une nouvelle expo. 62% souhaitent que l'exposition « contribue à améliorer la
cohésion entre les Suisses », 61% qu'elle « favorise la découverte de régions suisses
encore méconnues ». 33% trouvent qu'une exposition est importante pour la
promotion de l'image du pays. La majorité des sondé.e.s aimerait que la prochaine expo
coûte moins cher qu'Expo.02, dont le coût total avait avoisiné CHF 1.6 milliards. Si ce
sondage montre qu'une expo nationale serait probablement bien accueillie, un
consensus existe sur le fait que rien ne se fera sans le soutien financier de la
Confédération. En attendant que Berne se prononce sur ce point, la probabilité que
l'exposition nationale puisse effectivement se tenir en 2027 diminue. 51

Staatsjubiläen

Auch die Bundesversammlung will ihren eigenen Beitrag an die Feierlichkeiten leisten.
Die von den Büros der beiden Räte eingesetzte Arbeitsgruppe sprach sich für eine
Frauensession, eine Sondersession mit der Aufführung eines Theaterstücks im
Nationalratssaal und eine Jugendsession aus. 52

ANDERES
DATUM: 27.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ein Jahr vor den Feiern wurde aber auch die Privatwirtschaft aktiv und sicherte die
Summe von ungefähr 10 Mio Fr. zu, welche für kantonale und private Projekte noch
gefehlt hatten. So unterstützte Nestlé mit 3 Mio Fr. das Projekt "L'épopée de l'Europe",
eine multimediale Präsentation der Schweiz aus europäischer Sicht, und Hoffmann-La
Roche spendete 1,5 Mio Fr. für den Film "Switzerland". Auch die Migros und die SMH
befinden sich unter den Sponsoren. 53

ANDERES
DATUM: 26.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Da der Delegierte für die 700-Jahr-Feier auf keinen Fall das Budget von 65 Mio Fr.
überschreiten durfte, fielen seine Beiträge an die Kantone, welche aussergewöhnliche
Aktionen planten, relativ niedrig aus. In Graubünden hatte ein Finanzreferendum gegen
einen kantonalen Kredit von 3,2 Mio Fr. Erfolg, worauf die Regierung sämtliche Projekte
des geplanten "Bündner Fest 91" ersatzlos strich; das "Fest der Solidarität" des Bundes
im Kanton Graubünden wird davon allerdings nicht tangiert. In Baselland hingegen
scheiterte das von den Grünen und der GSoA ergriffene Referendum gegen einen
Kredit von 1,7 Mio Fr. in der Volksabstimmung. 54

ANDERES
DATUM: 24.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Debatte zum Kulturboykott und zum Verhältnis zwischen Staat und Kultur erfasste
aber auch Organisationen, die nicht zum Kultursektor im engeren Sinn gehören. So
haben Mitglieder verschiedener Aktionsgruppen das Komitee "700 Jahre sind genug"
gegründet; mit einem Manifest "Schweiz 1991: kein Grund zum Feiern" soll der Protest
gegen die staatlich inszenierten Feierlichkeiten ausgedrückt werden. Als
Gegenmanifestation zu den offiziellen Anlässen der Eidgenossenschaft plante das
Komitee ein grosses Festival, das im Sommer 1991 in Saignelégier (JU) stattfinden und
die "andere Schweiz" repräsentieren soll. Andere Veranstaltungen zu Themen wie
Umweltschutz, Asylpolitik, Dienstverweigerung oder Bankenpolitik sind ebenfalls
vorgesehen. 55
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Bei der Planung der 700-Jahr-Feier der Eidgenossenschaft, entwickelte sich aus der
Zusammenarbeit des Delegierten des Bundesrates, Marco Solari, mit den Kantonen und
privaten Organisationen ein dichtes Netz vielfältigster Projekte. Unter dem Leitmotiv
der Begegnung hat die von über 90 Organisationen getragene "Aktion Begegnung 91",
welche als Informations- und Koordinationsstelle dient, Schwerpunktprojekte wie
"Begegnung am Heimatort", das für Auslandschweizer bestimmte Programm " 1991 die
Schweiz besuchen" sowie einen Lehrlingsaustausch zwischen den Sprachregionen
vorbereitet. Andere Aktionen wie "Begegnen im Sport", getragen von den wichtigsten
Sportorganisationen des Landes, und "Stern 91 ", eine Sternwanderung von
verschiedenen Punkten der Landesgrenze bis in die Urschweiz als Beitrag der Schweizer
Wanderwege gehören ebenso zu den Schwerpunkten der Begegnungsaktionen. 56
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Um den Feierlichkeiten auch eine Öffnung nach aussen zu ermöglichen, wurden neben
dem privat organisierten internationalen Jugendtreffen auch grenzüberschreitende
Projekte der Kantone sowie grossangelegte Veranstaltungen von schweizerischen
Botschaften im Ausland geplant. 57

ANDERES
DATUM: 28.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Anfangs Mai wurde der "Weg der Schweiz", welcher auf einer Länge von 35 Kilometern
vom Rütli bis nach Brunnen entlang dem Urnersee führt, offiziell eröffnet. Der
Wanderweg war von den 26 Kantonen als Gemeinschaftswerk zur 700-Jahr-Feier
gestaltet worden und sollte für die Wanderer eine Möglichkeit zum Kennenlernen der
Vielfalt der Kantone bieten, aber auch einen Ort der Begegnung darstellen. Einige
Kantone nutzten zudem die enge Zusammenarbeit mit den ansässigen Behörden der
Urkantone zu intensiveren Kontakten. Auf Drängen der Stiftung "Weg der Schweiz"
änderte der Kanton Jura sein ursprüngliches Projekt und stellte seinen Wunsch nach
einem Kantonswechsel der bernisch gebliebenen Bezirke des Südjuras in einer Weise
dar, welche von den Stiftungsräten schlussendlich genehmigt werden konnte. 58

ANDERES
DATUM: 08.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das "Fest der Eidgenossenschaft" wurde im Juli in der Innerschweiz mit dem
"Mythenspiel", welches inhaltliche, formale aber auch finanzpolitische Kritik erregte,
eröffnet. Ein anderer Schwerpunkt war die "Arena Helvetica", welche in Form eines
gross angelegten Umzugs die eidgenössische Wehrgeschichte darstellte. Das Programm
des umstrittenen "Armeetages 91" in Emmen (LU) konnte restrukturiert werden,
nachdem in einer ersten Planungsphase der vorgesehene Bau eines speziellen
Autobahnanschlusses zur Durchführung eines Defilees und einer Armeeschau starke
Kritik in der Öffentlichkeit hervorgerufen hatte. Schlussendlich wurden zwei kürzere
sogenannte Vorbeimärsche mit je 3000 Soldaten und 470 Fahrzeugen in den
Mittelpunkt der vielfältigen Darstellungen gestellt. 59

ANDERES
DATUM: 23.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine von Geschichtsprofessor Altermatt, welcher der vom Bundesrat eingesetzten
"groupe de réflexion" angehörte, durchgeführte Zwischenbilanz Ende Juli glaubte einen
Graben zwischen den Intellektuellen und dem Volk zu erkennen. Die vorwiegend
kritische Meinung zu den Festlichkeiten unter den Intellektuellen, Kultur- und
Medienschaffenden kontrastiere stark zur Haltung der übrigen Bevölkerungsgruppen.
Im übrigen sei die Festbereitschaft in der Westschweiz wie erwartet grösser als in der
Deutschschweiz. 60
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Zahlreiche Aktivitäten im Ausland, wie zum Beispiel die Ausstellung "Switzerland 700" in
London, entstanden aus der Zusammenarbeit der schweizerischen diplomatischen
Vertretungen und den entsprechenden ausländischen Behörden sowie der
Privatwirtschaft. 61
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Im Rahmen der Veranstaltungen "Fest der Solidarität" im Kanton Graubünden wurden
verschiedene Austauschprogramme von Jugendlichen einzelner Berufsgruppen, so z.B.
auch der Bauern, durchgeführt. Fragen zum Verhältnis der ersten zur Dritten Welt
standen am Symposium "Wem gehört die Welt?" im Vordergrund; ein offener Geist
("Spiert aviert") sowie die Bereitschaft zur Mitgestaltung der Zukunft Europas waren am
europäischen Jugendtreffen im Engadin gefragt. 62

ANDERES
DATUM: 05.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Frauenspezifische Projekte kamen unter anderem im Rahmen der Frauensession im
Parlament zum Zuge; thematisiert wurden Fragen der geschlechtsspezifischen
Machtausübung im Staat und die Diskrepanz zwischen juristischer und faktischer
Gleichstellung. Unter dem Titel "Frauen öffnen die Schweiz" fanden mehrere
Veranstaltungen statt, an denen die Themen Frauen und Okologie, Frauen und
Ökonomie sowie Frauen und Ökumene in unserer Gesellschaft erörtert wurden.
Ebenfalls im Rahmen der 700-Jahr-Feiern wurde am 15. September im Bundeshaus
eine Jugendsession durchgeführt. 63

ANDERES
DATUM: 26.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Den Abschluss der Feierlichkeiten bildete ein Symposium in Lugano unter dem Titel
"Die Schweiz an der Schwelle zum nächsten Jahrhundert", in welchem die
Zukunftsdiskussionen von fünf Arbeitsgruppen im Plenum präsentiert wurden. Dabei
fielen vor allem die beiden radikalen Umbruchsthesen von Christian Lutz, Leiter des
Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI), und von Giuseppe Rusconi, einem Tessiner
Bundeshausjournalisten, auf. An der, Schlusszeremonie in Basel forderte Bundesrat
Felber die Bevölkerung auf, nach den vielfältigen Überlegungen zur Zukunft der Schweiz
die Annäherung an Europa in Form eines EWR-Vertrages zu wagen. 64

ANDERES
DATUM: 18.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 10. Januar fand in Bellinzona die Eröffnungszeremonie zur 700-Jahr-Feier statt. In
seiner Ansprache äusserte sich Bundespräsident Flavio Cotti positiv zur Idee einer
Zukunft der Schweiz in einem geeinten Europa und zur Wandlungsfähigkeit unserer
politischen Institutionen. Gleichzeitig kündigte er ein Solidaritätsgeschenk für alte und
behinderte Menschen im Betrag von 700 Fr. pro Person an und versprach, der
Bundesrat werde sich dafür einsetzen, dass die Dritte Welt mit zusätzlichen 700 Mio Fr.
unterstützt werde. Der Tessiner Architekt Mario Botta hatte für die Durchführung der
Eröffnungsfeier ein eigens dafür konzipiertes Zelt im Castello Grande aufstellen lassen;
dieses originelle Zelt wurde für sieben Schwerpunktfeiern in den verschiedenen
Landesregionen weiterverwendet. 65

ANDERES
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Aktion "Begegnung 91.", Bestandteil der Feiern zum 700jährigen Bestehen der
Eidgenossenschaft, wurde im Berichtsjahr durch die Gründung eines Vereins
institutionalisiert. Ziel der Organisation ist es, weiterhin Besuche von
Auslandschweizern in der Heimat zu ermöglichen und ganz allgemein die Verständigung
zwischen verschiedenen Sprach- und Kulturräumen durch Begegnungsaktionen zu
fördern. 66

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.03.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der sogenannte "Weg der Schweiz" entlang dem Urnersee wird weiterhin bestehen
bleiben. Für den Unterhalt des 35 km langen Wanderweges ist fortan der Kanton Uri
zuständig. 67

ANDERES
DATUM: 01.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Schlussabrechnung der 700-Jahr-Feier wies ein positives Ergebnis aus. Den
Gesamtkosten von 83 Mio Fr. standen Sponsorengelder in der Höhe von 14,2 Mio und
Einnahmen aus dem Verkauf von Eintrittskarten und Werbeartikeln in der Höhe von 5,8
Mio Fr. gegenüber. Von dem durch das Parlament bewilligten Rahmenkredit von 65 Mio
Fr. – darin war auch eine Defizitgarantie von 10 Mio enthalten – mussten somit nur 63
Mio Fr. beansprucht werden. 68

ANDERES
DATUM: 08.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Eine wissenschaftliche Arbeit über Nationalismus im Rahmen der
Bundesfeierlichkeiten zeigte auf, wie schwierig die Zielsetzungen der Bundesfeiern
bei der 700-Jahr-Feier mit jenen der Vorbereitungen zur EWR-Abstimmung in
Einklang zu bringen waren. Patriotismus, Nationalismus und Sonderfalldenken konnten
gemäss dieser Studie im Rahmen der Feierlichkeiten eine Eigendynamik entwickeln, die
durch die vorwiegend auf rationaler Ebene geführte Argumentation der EWR-
Befürworter nicht mehr gebremst werden konnte. 69

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.07.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Kanton Wallis schlug im Anschluss an die Erwägungen der
Verständigungskommissionen vor, die Landesausstellung im Kantonshauptort Sion zu
organisieren. Aber auch die Kantone Genf, Neuenburg und Tessin machten sich für eine
Landesausstellung 2000 auf ihrem Gebiet stark. Die Genfer Regierung präsentierte
eine Vorstudie, welche vorsieht, die Trilogie Leben, Denken und Schaffen spielerisch
darzustellen. Während das Projekt eines Walliser Komitees unter dem Titel "Demopolis
2000" eine Zukunftsstadt von ca. 60 Hektaren Fläche beim Kantonshauptort Sion
vorsieht, plant ein Neuenburger Komitee eine eher konventionelle Ausstellung mit
Kantons-, Bundes- und Europapavillons, verteilt zwischen dem Seeufer und dem
Passübergang Vue des Alpes. 70

ANDERES
DATUM: 22.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gegen Ende des Berichtsjahres präsentierte die Tessiner Regierung ihr dezentrales
Konzept für eine Landesausstellung im Jahr 1998. Die von Stararchitekt Mario Botta
präsidierte Arbeitsgruppe sieht vor, auf drei grenzüberschreitenden Seen der drei
Kulturräume, dem Boden-, dem Genfer- und dem Langensee, Ausstellungen zu den drei
gesellschaftlichen Grundaspekten Frieden, Leben und Wissen zu organisieren. 71

ANDERES
DATUM: 29.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Image der Schweiz im Ausland

Die für die Darstellung der Schweiz im Ausland zuständige Nachfolgeorganisation der
KoKo mit dem Namen „Präsenz Schweiz“ (PRS) erhielt in der Frühjahrssession auch vom
Ständerat die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen. Das leitende Komitee
konstituierte sich im Spätherbst unter dem Vorsitz von SAir Group-Direktionsmitglied
Paul Reutlinger. Als erstes Schwerpunktland für die schweizerische Imagepflege wurde
die USA bestimmt, anschliessend will man in Grossbritannien aktiv werden. Zum Leiter
der Geschäftsstelle hatte der Bundesrat bereits im Sommer den 43jährigen Johannes
Matyassy, bisher Generalsekretär der FDP, gewählt. 72

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2000
HANS HIRTER

Die vom New Yorker Konsumentenforschungsinstitut GfK jährlich durchgeführte Studie
zum Image von 50 Ländern weist die Schweiz auf Rang 8 aus. Das EDA bezeichnet
diesen Rang in Anbetracht der negativen Schlagzeilen zur UBS-Affäre als
ausgezeichnetes Ergebnis. Als grösste Stärken der Schweiz betrachtet die  Studie das
Engagement für die Umwelt, die Lebensqualität und die Respektierung politischer
Rechte. Hingegen scheint das Image der Bevölkerung von einigen Ländern eher negativ
beurteilt worden zu sein. In Deutschland, Frankreich, der Türkei und Ägypten rutschte
dieser Indikator im Vergleich zum Vorjahr stark ab. Dies dürfte auf die auch
international stark wahrgenommenen Abstimmungsresultate – etwa zur
Minarettinitiative - zurückzuführen sein. Angeführt wird die Rangliste von den USA,
Deutschland und Frankreich. 73

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2011
MARC BÜHLMANN

In ihrem Jahresbericht stellte Präsenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land über ein
gutes Image verfüge. Diesen Befund stützt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Ländern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger ausländischer Leitmedien
über die Schweiz. Gemäss dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Bürgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualität von allen Ländern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Städte und dem

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Ländern klassiert. 
In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals über
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Während sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken über längere Zeit ein imageschädigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwächung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Für sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, über die äusserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der ausländischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, wo über den Finanzplatz und die Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgenössischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlbürgerinnen und
Wahlbürger auf die Flüchtlingskrise interpretiert worden. 74

D'après une étude réalisée par Expat Insider, la Suisse perd petit à petit son aura
auprès des expatriés. Alors qu'elle était aux avant-postes du classement en 2014, y
prenant la quatrième place, la Suisse dégringole, cette année, au 31ème rang sur un
total de 67 pays . Cela est, en partie, dû aux difficultés que les expatriés rencontrent en
termes d'intégration et de coût de la vie. 67% des expatriés interrogés considèrent qu'il
est difficile de se lier avec des Suisses. A noter toutefois qu'en ce qui concerne
l'environnement et l'éducation des enfants, la Confédération reste dans le top trois des
pays les plus attractifs. 75

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.03.2017
KAREL ZIEHLI

D'après le rapport de Présence Suisse, l'image de la Suisse à l'étranger en 2020 est
restée «stable et bonne», comme en 2019. La crise du Covid-19 a certes impacté
l'intérêt suscité par le pays dans les médias étrangers, qui se sont avant tout focalisés
sur la situation sur leur propre territoire et dans les pays les plus touchés. Cela n'a
cependant pas empêché la Suisse de tirer son épingle du jeu à l'occasion de divers
événements. Par ailleurs, la perception globale de la Suisse par la population étrangère
demeure positive, comme l'indique son septième rang au Nation Brands Index (NBI), ce
qui en fait le premier pays de taille moyenne. À l'aide de plusieurs indicateurs, cet index
évalue l'attractivité et les atouts de 50 pays selon la manière dont ils sont perçus par la
population de 20 pays du monde entier. La première place de ce classement est
occupée en 2020 par l'Allemagne, devant le Royaume-Uni et le Canada. La Suisse est
particulièrement reconnue pour sa haute qualité de vie, la compétence et l'honnêteté
de son gouvernement, le respect des droits civiques et la justice, ainsi que pour sa
politique environnementale. Elle occupe en effet le premier rang dans ces domaines.
Présence Suisse note en revanche que la Suisse pourrait faire des progrès «en matière
de mise en avant du patrimoine culturel, des monuments historiques, de culture
contemporaine et de sport.»

Parmi les événements qui ont impacté l'image suisse de manière positive, le Forum
économique mondiale de Davos (WEF) a bénéficié d'une large couverture médiatique.
Si ce n'est pas la Suisse en tant que telle qui fût au centre de l'attention, mais bien plus
la présence de Donald Trump et celle de la militante du climat suédoise Greta
Thunberg, cela a néanmoins permis au pays «d'apparaître comme une plateforme-clé
pour les échanges au niveau international». Au contraire, l'affaire Crypto, qui a attiré
l'attention de la presse étrangère durant une courte période, pourrait avoir un impact
négatif sur l'image suisse, et particulièrement sur ses services de bons offices, selon
Présence Suisse. De manière similaire, les nombreuses discussions autour du Ministère
public de la Confédération et de ses relations avec la FIFA renvoient une image négative
de la justice suisse à l'étranger. Ce dossier a suscité de nombreuses critiques dans les
médias d'autres pays. La place financière suisse, certaines votations populaires comme
l'initiative sur les multinationales responsables et les services prodigués par la Suisse
dans le cadre des relations entre l'Iran et les États-Unis furent d'autres thèmes ayant
recueilli l'attention médiatique hors des frontières fédérales. 
La crise du Covid-19 a évidemment cristallisé l'attention de la presse durant toute
l'année 2020. Les échos ont été bons pour la Suisse durant la première vague. Le pays a
dégagé une image sûre, avec une bonne gestion de la crise, qui a su protéger autant les
citoyens que l'économie. Les messages de soutien projetés sur le Cervin à l'attention
d'autres pays fortement touchés sur le plan sanitaire ont été largement diffusés dans

BERICHT
DATUM: 22.12.2020
MATHIAS BUCHWALDER
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les médias. Sur la page de titre de son rapport, Présence Suisse affiche un tweet du
premier ministre indien Narendra Modi, qui reprend l'image du Cervin coloré du
drapeau de l'Inde et écrit sa certitude que l'humanité pourra surmonter la pandémie en
la combattant de manière solidaire. Ces exemples de communication positive ont
permis au tourisme suisse de se démarquer pour sa sûreté pendant l'été. L'ambiance a
cependant changé avec l'arrivée de la deuxième vague. Les médias étrangers se sont
étonnés du nombre élevé de cas en Suisse, et des reproches ont été adressés au pays,
notamment quant à sa volonté de garder les stations de ski ouvertes pendant les fêtes
de fin d'année alors que ses voisins les fermaient tous. Présence Suisse précise
néanmoins qu'il faudra attendre la fin de la pandémie pour tirer un bilan définitif de ses
conséquences sur l'image nationale. Le rôle que jouera l'industrie pharmaceutique
suisse dans le développement du vaccin et la gestion sociale et économique globale
seront probablement particulièrement scrutées à l'heure des conclusions. 76

Stimmung in der Bevölkerung

Die von der GfS jährlich durchgeführte Befragung über die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am stärksten
beschäftigen, spiegelte die schlechte Wirtschaftslage wider. Die Arbeitslosigkeit wurde
von 67% der Befragten als eines der wichtigsten fünf Probleme genannt (2002: 52%)
und verdrängte damit die Sorgen um die Gesundheit und die Gesundheitspolitik (63%)
vom Spitzenplatz. Auf Rang drei hielt sich die Altersversicherung; die Asylpolitik folgte
auf Rang vier, hatte aber mit 36% Nennungen deutlich an Bedeutung verloren. Trotz der
grossen Diskussionen über einen allfälligen Zusammenhang zwischen dem Hitzesommer
2003, der globalen Erwärmung und der Klimaveränderung infolge von
Luftverschmutzung machten sich noch weniger Personen grosse Sorgen um die Umwelt
als vor Jahresfrist. Nur 14% der Befragten zählten die Umweltzerstörung zu den fünf
grössten Problemen; ein noch tieferer Wert war letztmals 1976 verzeichnet worden. 77

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2003
HANS HIRTER

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jährlich durchgeführte
repräsentative Befragung über die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab die selben Spitzenreiter wie im Vorjahr. Trotz anhaltend
guter Wirtschaftslage und zunehmender Beschäftigung figurierte die Arbeitslosigkeit
(57%; -9% gegenüber dem Vorjahr) immer noch an der Spitze der Rangliste, gefolgt von
der Sorge um die Altersvorsorge (45%; -6%) resp. die Gesundheit (38%; -17%). Alle drei
Bereiche wurden allerdings markant weniger häufig genannt als im Jahr 2006. Massiv
zugelegt haben demgegenüber die nächstwichtigen Themen Ausländerproblematik
(35%; +8%) und die Angst, die persönliche Sicherheit sei nicht mehr gewährleistet
(30%; +17%). Dass die Umfrage im August durchgeführt wurde, also zu der Zeit als die
Inserat- und Plakatkampagne der SVP mit genau diesen beiden Themen überall präsent
war, mag an diesem Resultat nicht ganz unschuldig sein. Ähnliches gilt wohl auch für die
grösser gewordene Angst vor der Zerstörung der Umwelt, welche 2006 nur von 7% der
Befragten als eines der fünf wichtigsten Themen genannt wurde, im Wahljahr 2007 aber
von 25%. 78

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2007
HANS HIRTER

Zwei Jahre nach der Atomkatastrophe in Fukushima Daiichi zeigte der Univox
Umweltmonitor – eine Ende 2012 bei 1000 Personen durchgeführte Befragung der
gfs.zürich – dass die Skepsis gegenüber der Atomenergie nach wie vor hoch, gleichzeitig
aber auch die Technikgläubigkeit gestiegen war. 65% der Befragten bezeichneten die
Risiken der Kernenergie als nicht tragbar (2011 lag dieser Anteil bei 69%) und 31%
glaubten, dass sich Umweltprobleme durch neue Techniken lösen lassen (2011: 26%).
Die Befragung zeigte zudem, dass die Schweiz im internationalen Vergleich weiterhin
eine hohe Recyclingrate aufweist: Der Anteil der Befragten, die Glas, Kompost, Karton,
Batterien und Pet an eine Sammelstelle zurück brachten, nahm gegenüber dem Vorjahr
allerdings leicht ab. 79

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.02.2013
MARC BÜHLMANN
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Das Angstbarometer, eine jährlich bei rund 1000 Personen von gfs.zürich
durchgeführte Befragung, zeigte eine deutliche Abnahme der gefühlten Bedrohung.
Sowohl ein aggregierter Index als auch die verschiedenen abgefragten konkreten
Bedrohungen verzeichneten einen Rückgang. Dieser wurde von den Verfassern der
Analyse mit einer im Vergleich zu den bewegenden Vorjahren mit der
Umweltkatastrophe in Fukushima, der Wirtschaftskrise 2011 sowie der intensiven
Diskussion um die Zuwanderung aus der EU im Jahr 2012 relativen Ereignisarmut im
Jahr 2013 erklärt. Ein deutliche Abnahme zeigte sich insbesondere bei der sozio-
ökonomischen Bedrohung: Die noch 2011 das Angstempfinden prägende Schuldenkrise
stellte in den Augen der Befragten im Berichtjahr kaum mehr eine Bedrohung dar. Auch
die Angst vor Umweltverschmutzung nahm ab, wurde aber nach wie vor als stärkste
Bedrohung wahrgenommen – insbesondere in Form von Luftverschmutzung und
Klimaveränderung. 80

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Etwas entgegen den politischen Entwicklungen der letzten Monate wies der
Umweltmonitor für das Jahr 2014 ein gestiegenes Umweltbewusstsein nach. Obwohl
grüne Anliegen an der Wahl- und Abstimmungsurne eher Niederlagen einstecken
mussten, massen Schweizerinnen und Schweizer laut der im Auftrag von WWF durch
GfS Zürich durchgeführten Umfrage dem Naturschutz und dem nachhaltigen
Energieverbrauch einen hohen Stellenwert bei. Der Anteil der Bevölkerung, der sich als
überdurchschnittlich umweltbewusst einschätzt, war im Vergleich zu 2013 gar um 8
Prozentpunkte auf 57% gestiegen. Als dringlichste Probleme wurden die
Luftverschmutzung und der hohe Energieverbrauch genannt und rund drei Viertel der
Befragten forderten mehr Massnahmen für den Klimaschutz. Der Begriff
"Energiewende" wird von einer Mehrheit der Bevölkerung als positiv besetzt
wahrgenommen und von 55% der Befragten als umsetzbares Ziel und nicht nur noble
Idee bewertet. 81

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.05.2015
MARC BÜHLMANN

Shin Alexandre Koseki, doctorant canadien à l'EPFL, s'est penché sur les clivages
présents au sein de l'espace politique Suisse. Son analyse de réseau semble indiquer
que le Röstigraben aurait petit à petit été remplacé par un clivage ville-campagne, au
cours d'un processus qui a vu, depuis les années 1980, les avis de la Romandie, des
villes Suisses allemandes, du Tessin et de quelques régions grisonnes se rapprocher et
être en opposition marquée avec les banlieues et les campagnes d'outre Sarine. Le
chercheur de l'EPFL explique cette évolution par une Suisse marquée par plus de
"pendularité" et plus d'échanges entre les villes, amenant à la formation d'une grande
métropole traversant toute la Suisse. Cela l'amène à penser qu'une réflexion devrait
être menée sur le système de double majorité du peuple et des cantons qui tend à
sous-représenter les habitants des villes. 
D'une part, ce clivage peut s'apercevoir dans les résultats des différentes élections
ayant eu lieu en 2016 dans différentes villes suisses dans lesquels les partis de gauche
ont gagné en influence à l'image de Berne, Bâle, Saint-Gall et Lucerne. Au contraire,
l'UDC reste le parti le plus fort dans les régions campagnardes, ce qui peut en partie
s'expliquer par une très forte crainte – révélée par le Baromètre des préoccupations du
Crédit Suisse –  envers les étrangers au sein de cette population; un thème de
prédilection pour le parti agrarien. Quant à savoir pourquoi l'UDC n'a que peu de
succès en ville, son président, Albert Rösti, l'explique par la difficulté que son parti a à
trouver des candidats adéquats pour les exécutifs. 
Et d'autre part, ce clivage entre ville et campagne amène les villes à vouloir plus de
pouvoir, se sentant, comme noté par Shin Alexandre Koseki, sous-représentées dans le
système politique Suisse. En effet, depuis la constitution de la Suisse moderne en 1848,
une surreprésentation volontaire  des petits cantons de campagne existe par le biais du
conseil des Etats – une manière d'appliquer le principe de protection des minorités
après la défaite des cantons catholique lors de la guerre du Sonderbund. Déjà en 2010,
une initiative parlementaire demandait à ce que les villes de plus de 100'000 habitants
obtiennent le statut de demi-canton avec l'obtention d'un siège au Conseil des Etats;
une initiative parlementaire qui sera finalement largement rejetée. Cette demande
provient du fait que dans beaucoup de thématiques décidées à Berne, les zones
urbaines sont les premières touchées, comme dans les domaines de l'asile, du social ou
des transports. Et comme souligné par la députée socialiste Anita Fetz, la plus grande
part des impôts provient des villes. L'ancien maire de la ville de Berne, Alexander
Tschäppät propose, quant à lui, qu'une chambre des villes, analogue à la chambre des
cantons, soit créée avec les dix plus grandes villes afin de résoudre en partie le manque
d'influence que connaissent les grandes villes suisses. 82

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.12.2016
KAREL ZIEHLI
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Jamais la population suisse n'a été aussi généreuse qu'en 2020. C'est ce qui ressort
d'un sondage réalisé par CH Media auprès de plusieurs organisations. Selon les
estimations, le volume de dons pourrait bien dépasser les deux milliards pour
l'ensemble de l'année 2020. Ce résultat constitue une bonne surprise, car les
organisations caritatives s'attendaient plutôt à vivre une année compliquée en raison
de la pandémie. En effet, la crise a fortement touché les entreprises et celles-ci n'ont
pas été en mesure de donner autant qu'habituellement. Cette diminution semble
cependant avoir été largement compensée par la générosité des privé.e.s. Une étude de
l'organisation de bienfaisance britannique Charity Aid Foundation place ainsi la Suisse
au treizième rang des pays les plus généreux en ce qui concerne les œuvres caritatives.

Selon la haute école spécialisée zurichoise (ZHAW), cette générosité s'explique par
plusieurs facteurs: premièrement, les récessions n'ont jamais eu de grande influence
sur le volume des dons. Cela est notamment dû au fait que le groupe de contributeurs
et contributrices le plus important est celui des personnes de plus de 60 ans, qui ne
sont en général pas touchées par la peur de perdre leur travail. De plus, la crise actuelle
a suscité une grande attention médiatique, atteignant des personnes habituellement
peu ou pas donatrices. Une autre explication réside dans le fait que la population suisse
ait été directement touchée par la crise. Psychologiquement, plus un événement est
proche de nous et plus nous nous sentons nous-même concernés par celui-ci, plus
grand sera son impact émotionnel, ce qui augmente notre propension à faire des dons.
Cela se ressent notamment par la concentration des dons pour des œuvres agissant à
l'intérieur des frontières nationales. La chaîne du bonheur a ainsi récolté CHF 42
millions pour l'aide nationale en 2020, contre CHF 8 millions pour l'aide internationale.
Les dons se sont, par ailleurs, dirigés principalement vers les organisations actives dans
les domaines de la santé et du social, au détriment des organisations de défense de
l'environnement par exemple. 83
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